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Die Erde ist groß genug 
 

Wir haben die Lande gemessen, 

die Naturkräfte gewogen, 

die Mittel der Industrie berechnet, 

und siehe, wir haben ausgefunden, 

dass diese Erde groß genug ist; 

dass sie jedem hinlänglichen Raum bietet, 

die Hütte seines Glückes darauf zu bauen; 

dass diese Erde uns alle anständig ernähren kann, 

wenn wir alle arbeiten und nicht einer auf Kosten  

des anderen leben will; und dass wir nicht nötig haben, 

die größere und ärmere Klasse an den Himmel zu verweisen.

(Heinrich Heine, „Die romantische Schule“) 

Übrigens: Die 100 Tage der neuen Ministerin und des neuen Staatssekretärs 
sind um, nahezu unbemerkt?

Es grüßt Euch Euer

wieder einmal liegt ein neuer insider 
vor Euch. Die Erstellung – insbeson-
dere mit dem neuen Lay Out macht 
immer wieder Spaß, ist auf der ande-
ren Seite aber auch so manches Mal 
ein mühsamer Prozess. Dies gilt insbe-
sondere für unser Anliegen, Stimmen 
aus den Schulen einzufangen und ih-
nen landesweit Gehör zu verschaffen.  
Aus unserer Sicht ist die dabei geüb-
te Zurückhaltung zu bedauern, gibt es 
doch Vieles in den Schulen, was einer 
Darstellung wert ist.
Also: nutzt den insider zur Dar­
stellung von schulischen Projekten, 
Beschlüssen (Gesamtkonferenz, Per­

sonalversammlung etc.), Entwicklungen wie auch Problemen!

Beim Aufräumen ist mir ein Gedicht von Heinrich Heine in die Hände gefal-
len, aktueller geht’s kaum!
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Die Kunst des richtigen Streitens
Coaching am Berufsschulzentrum Nord - „Konflikte sind kein Lehrer-Schüler-Ding“

Vierzehn Schülerinnen und Schüler 
am Berufsschulzentrum Nord ha-
ben von März bis Mai an einer 
Schülerweiterbildung zum Thema 
Konfliktcoaching und Mediation teil-
genommen. Nun durften sie dafür ihre 
Zertifikate entgegen nehmen.

„Wegen der Hormone rumpelt‘s hier 
schon ab und zu mal“, gibt Gerhard 
Kleinböck, Schulleiter der Friedrich-
List-Schule, ein wenig schmunzelnd 
zu. Wie gut, dass die Listschule und 
die beiden anderen Berufsschulen im 
Zentrum Nord (Behaim- und Merck
schule) für diesen Fall ab sofort echte 
Experten im Haus haben.
„Konflikte niedrigschwellig lösen“ 

heißt das Zauberwort, wie Projektleiter 
Samuel Koelewijn in der Abschluss
präsentation erklärte. Denn welche 
Konfliktstrategien es gibt, wie man 
überhaupt herausfindet, wo das Pro
blem ist und die Konfliktparteien dann 
zu einer Lösung führt, vermittelte 
der Pädagoge mit den Schulsozial
arbeitern Jürgen Bloßfeld und Renate 
Volz dos Santos und der Mediatorin 
Mandana Edjtemai in einem für die 
beteiligten Schulen maßgeschneider-
ten Projekt. „Schule ist oft nur auf 
Wissensvermittlung ausgerichtet,“ 
beklagt Koelewijn. In der Lebens
phase der Schüler, in der sie vor dem 
Übergang zwischen Schule und Beruf 
stehen, sich vom Elternhaus lösen 
und die eigene Identität hinterfragen, 
sei der Umgang mit Konflikten aber 
zentral.

Die Vermeidung von Eskalation

Das Konfliktcoaching-Programm, fi-
nanziert durch den Europäischen So
zialfonds, wurde 2011 gemeinsam mit 
den Schulen entwickelt und im Frühjahr 
dieses Jahres erfolgreich umgesetzt.

In Rollenspielen arbeiteten die Teil
nehmer - zum Teil an eigenen Erlebnis
sen - auf, wie man in Konfliktsituation
en am besten schlichtet. Zum Kurspro
gramm gehörten auch die Analyse des 
eigenen Verhaltens in Konflikten, eine 
geeignete lösungsführende Gesprächs
führung, die Vermeidung von Eska
lationen und interkulturelle Aspekte.

Sarah Abram, Schülerin der Fried
rich-List-Schule, war eine der Teilneh
merinnen am Konfliktcoaching-Semi
nar. Dafür musste sie zunächst ein 
Casting durchlaufen, denn zum Kurs 
zugelassen wurde nur, wer leistungs-
stark und motiviert war und die nöti-
gen kommunikativen Fähigkeiten be-
sitzt. „Es war schon sehr anstrengend“, 
stellt die Achtzehnjährige fest. Dennoch 
möchte sie die Erfahrung nicht missen. 

„Konflikte sind kein Lehrer-Schüler-
Ding“, findet die Eberstädterin, „denn 
wer möchte dem Schulleiter schon sein 
Herz ausschütten?“

Das ist von nun an auch nicht mehr 
nötig: Das Seminar befähigt die Teil
nehmer dazu, ein eigenes Beratungs
angebot an ihren Schulen zu eröffnen. 
Ab sofort werden sie in den großen 
Pausen für ihre Mitschüler zur Ver
fügung stehen. Dabei wissen die Schü
lerinnen und Schüler jedoch, wo ihre 
Grenzen liegen: Bei Suchtproblemen, 
häuslicher Gewalt oder psychischen 
Krankheiten kann ein Mediator nicht 
weiterhelfen.

Wichtige Qualifikation für 
weiteren Lebensweg

Vom Kooperationsprojekt zwischen 
dem Xenos Cross-Culture Projekt und 
der Schulsozialarbeit des Interna
tionalen Bundes, der für das Berufs
schulzentrum Nord verantwortlich ist, 

zeigten sich alle Beteiligten begeistert. 
Während die Friedrich-List-Schule, 
die Martin-Behaim-Schule und die 
Heinrich-Emanuel-Merck-Schule da-
von profitieren werden, dass in ihr 
klassisches Beratungsangebot nun 
auch Schüler eingespannt werden 
können, erkennen die Kursteilnehmer 
den Wert des Zertifikats für ihren 
Lebensweg.

Simon Kirschner (21) erhofft sich, 
dass das Zertifikat seine Bewerbungs           
mappe aufpolieren wird. „Ich habe 
an dem Seminar auch mit Blick auf 
die Zukunft teilgenommen, um für 
Unternehmen attraktiv zu sein“, er-
klärt der Weiterstädter. Er ist vollauf 
zufrieden: „Uns wurde nicht nur das 
L������������������������������������ösen von Konflikten vermit����������telt, son-
dern auch Verhandlungsgeschick und 
überzeugendes Auftreten.» Für das 
angestrebte betriebswirtschaftliche 
Studium und den Weg in die Vermö
gensberatung kann der Schüler diese 
Fähigkeiten sicher gut gebrauchen.
Sarah Abram kann sich gar vorstel-

len, selbst in die Fußstapfen von Samuel 

Koelewijn zu treten und anderen den rich-

tigen Umgang mit Konflikten zu vermit-

teln. „Bisher dachte ich, ich lande später 

mal in einem Büro. Aber Konfliktcoach 

wäre eine����������������������������� echte Alternative. Ich glau-

be, das liegt mir“, erzählt die quirlige 

Schülerin. 

DE  23.08.2012
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  news
Duale Studiengänge

Duale Studiengänge werden für Stu
dieninteressierte und Studierende im-
mer interessanter. Bereits heute sind 
rund 60.000 Studierende in über 900 
dualen Studiengängen eingeschrieben 

- Tendenz steigend. In der vom DGB-
Bundesvorstand herausgegebenen 
Soli extra-Ausgabe gleichen wir auf 
16 Seiten Anspruch und Wirklichkeit 
miteinander ab. Wir berichten über 
den Alltag junger Menschen im dua-
len Studium, über Erwartungsdruck, 
Arbeitszeiten, Übernahmechancen. 
Außerdem beantworten wir die wich-
tigsten Fragen von dual Studierenden 
rund um Geld und Recht - egal ob im 
Betrieb oder an der Hochschule.
Die Printausgaben können hier be-
stellt werden: 
http://www2.dgb-jugend.de/dgb_ju-
gend/broschueren

Kultusministerin Nicola Beer

Gerade Bildungspolitik, in der es um 
die Zukunft unserer Kinder und da-
mit unserer Gesellschaft geht, eig-
net sich nicht zum „Durchregieren“ 
oder Verkündigungspolitik von oben. 
Schul- und Bildungspolitik hat die 
Voraussetzung für ein Gelingen der 
Lernerfolge zu schaffen: Gute Rah
menbedingungen, motivierte Leh
rerinnen und Lehrer, eine individuel-
le Förderung und eine hohe Qualität 
des Bildungssystems. Hierfür ist ein 
möglichst intensiver Austausch mit 
Kindern, Eltern, Lehrerinnen und 
Lehrer, Elternvertretungen sowie Ge

werkschaften und Verbänden selbst-
verständlich.

Aus der Homepage der neuen  
Kultusministerin Nicola Beer

Onlinesucht: Verloren im Netz

Unterrichtsmaterialien für  
Berufsbildende Schulen

Permanent online zu sein ist für jun-
ge Menschen heute selbstverständlich. 
Für einige wird das Netz jedoch zur 
Falle. Sie verlieren sich in der digita-
len Welt und werden „onlinesüchtig“ - 
mit schwer wiegenden psychosozia-
len und körperlichen Folgen. 250.000 
der 14- bis 24-Jährigen in Deutsch
land gelten laut Bundeszentrale für ge
sundheitliche Aufklärung als inter-
netabhängig, 1,4 Millionen als pro
blematische Internetnutzer. Auf dem 
Schulportal der Deutschen Gesetz
lichen Unfallversicherung Lernen und 
Gesundheit ist eine komplette Lern
einheit zum Thema Onlinesucht ein-
gestellt, mit didaktisch-methodischen 
Hinweisen, Hintergrundinformationen 
für Lehrkräfte, Arbeitsblättern und 
Film- und Buchbeschreibungen. 
Download unter:  
www.dguv-lug.de

Entwicklungslinien für die 
Berufsbildung: BIBB legt 

Jahresbericht 2011/2012 vor

Wie wird sich die berufliche Bildung 
in Deutschland weiterentwickeln, und 
wie lässt sich eine zukunftsorientierte 
Aus- und Fortbildung gestalten? Die 
Schwerpunkte zeigt der neue BIBB-

Jahresbericht 2011/2012 auf. 

Der Jahresbericht 2011/2012 kann 
im Internetangebot des BIBB kos-
tenlos heruntergeladen werden un-
ter www.bibb.de/jahresbericht. Die 
gedruckte Ausgabe kann - ebenfalls 
kostenlos - bestellt werden beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB), Arbeitsbereich 1.4 – Publi
kationsmanagement,  
53142 Bonn vertrieb@bibb.de 
Bestell-Nr.: 09.193 ISBN: 978-3-
88555-927-6

Neues zum DQR

Nach einer Empfehlung der EU-
Kommission sollen ab 2015 alle 
Bürgerinnen und Bürger ein indi-
viduelles Recht haben, non-formal 
und informell erworbene  Kompe
tenzen anerkannt zu bekommen. 
Die Mitgliedsstaaten sollen inner-
halb der kommenden drei Jahre ge-
eignete Verfahren für eine solche 
Anerkennung entwickeln. Ziel ist 
außerdem, die Voraussetzung dafür 
zu schaffen, dass die DQR-Niveaus 
ab 2013 auf allen neuen Zeugnissen 
und Qualifikationsbescheinigungen 
ausgewiesen werden. Dafür arbeitet 
der BIBB-Hauptausschuss derzeit ei-
ne Empfehlung aus. 

Arbeitsschutzfilme: Gratis

Das seit Oktober 2010 bestehen
de Onlineangebot der Mediathek für 
Arbeitsschutz und Gesundheitsför
derung (MAG) bietet Interessierten 
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über 260 frei verfügbare Filme an, 
die kostenfrei bei Schulungen, Semi
naren und auch im Unterricht einge-
setzt werden können. www.arbeits-
schutzfilm.de

HKM-Sprache

„Die Vermittlung von fachlichen 
und überfachlichen Kompetenzen 
ist die Voraussetzung für das Errei­
chen der Ausbildungsreife. Diese 
stellt die Grundlage für den erfolg­
reichen Übergang in eine Berufs­
ausbildung oder ein Studium dar. Die 
Vermittlung der Kompetenzen muss 
deshalb den gesamten Unterricht in al­
len Schulformen und Jahrgangsstufen 
prägen“ 
(Aus dem HKM-Erlassentwurf zur 
Ausgestaltung der Berufs- und Studi
enorientierung).

Kommentar: Geht’s noch flacher?

Analphabetismus

Etwa 7,5 Millionen Menschen in 
Deutschland können nicht ausrei-
chend lesen und schreiben. Das sind 
14 Prozent der deutschen Bevölke
rung zwischen 18 und 64 Jahren. 
Mehr als die Hälfte von ihnen arbei-
tet. Sie tun alles, um ihre Probleme 
vor anderen zu verbergen. Dies hat 
die Professorin für lebenslanges Ler
nen, Anke Grotlüschen von der Päda
gogischen Fakultät der Universität 
Hamburg herausgefunden. „Diese 7,5 
Millionen Menschen sind nicht in der 
Lage, am gesellschaftlichen Leben 
in angemessener Form teilzunehmen“ 
sagt Anke Grotlüschen. Hier gibt es 
Hilfe: www.alphabetisierung.de; 
0800-53 33 44 55 sowie www.ich-
will-lernen.de. 

Goethe-Dossier

Mittelmäßige Leistungen und ei-
ne viel zu geringe soziale Durchläs
sigkeit bescheinigte die erste PISA-

Studie 2001 dem deutschen Bil
dungssystem. Alle, die danach ka-
men, auch.
Das Goethe-Institut reflektiert zehn 
Jahre Schulstudien, ihre Folgen und 
Wirkungen. Kritisch wird gefragt, 
wie lehrreich die Ergebnisse tatsäch-
lich waren. www.goethe.de/wis/fut/
sul/de8729860.htm. 

Termin

17. Hochschultage Berufliche Bil
dung in Essen 13.–15. März 2013 

„Arbeit der Zukunft – Zukunft der 
Arbeit / Berufliche Bildung, Qualifi
kation und Fachkräftebedarf im Zei
chen des demographischen Wandels“; 
weitere Infos: www.uni-due.de/
hochschultage-2013

Themenwelten und politisches 
Interesse von „bildungsfernen“ 

Jugendlichen 
BPB Schriftenreihe (Bd. 1138) 
Unsichtbares Politikprogramm?

Politikfern, wenig interessiert und 
engagiert: So lautet häufig das Urteil, 
wenn es um Jugendliche aus sozial 
benachteiligten, meist „bildungsfer-
nen“ Milieus geht. Der Sammelband 
bietet einen theoretischen wie prakti-
schen Einblick in die Arbeit mit „po-
litik-“ und „bildungsfernen“ Ziel
gruppen. Marc Calmbach und Silke 
Borgstedt vom Sinus-Institut Heidel
berg zeigen darin auf, dass viele 
Themen der politischen Bildung bei 

„bildungsfernen“ Jugendlichen an-
schlussfähig sind, wenn sie einen 
Bezug zu deren Lebenswelten her-
stellen. Politisches Interesse und Po
tenzial schlummern in dieser Gruppe 

– wenn auch häufig „unsichtbar“. 
Bestellung für 1,50 € bei www.bpb.
de 

Daten zu jungen Beschäftigten

"" 66,8 Prozent von Deutschlands 
jungen Beschäftigten bis 35 Jahre 
beklagen monotone Arbeit

"" 62 Prozent fühlen sich unterfor-
dert

"" 21,6 Prozent fühlen sich überfor-
dert

"" 13 Prozent fühlen sich bei der 
Arbeit respektlos behandelt. 

Quelle: Sonderauswertung junge 
Beschäftigte des DGB-Index Gute 
Arbeit 2012

Einkommen der Jungen

Wie aus einer Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) hervorgeht, muss in Deutsch
land jeder dritte junge Erwachsene 
mit Einkommen unter der Niedrig
lohnschwelle auskommen. Die Nie
driglohngrenze liegt bei zwei Drittel 
des Durchschnittlohns. www.diw.de. 

Horrorzahlen

Die deutschen Staatsschulden belau-
fen sich auf  2,1 Billionen Euro, das 
Vermögen von Millionären und Mil
liardären auf 1,9 Billionen Euro. Die 
Staatsschuldenquote würde auf 60 
Prozent sinken, wenn diese einmalig 
mit einer Vermögensabgabe von rund 
30 Prozent belegt werden! 

Zusammenstellung und Ausführungen

Dieter Staudt
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Lehrende an beruflichen Schulen 
Kleine Anfrage des Abg. Mathias Wagner (Taunus) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 18. Juli 2012 betref-
fend und Antwort der Kultusministerin 

Vorbemerkung des Fragestellers:

Laut Statistischem Landesamt waren im Schuljahr 2011/12 von 

den 9445 Lehrenden an beruflichen Schulen 1734 Personen ohne 

Lehramt. Der Anteil der Lehrenden ohne Lehramt an beruflichen 

Schulen insgesamt hat sich in den vergangenen Schuljahren konti-

nuierlich gesteigert. In den meisten Fällen werden die Lehrenden 

auf Grund ihrer fachlichen Kenntnisse eingestellt, die außer Frage 

steht. Kritisch ist jedoch die fehlende pädagogische Ausbildung zu 

betrachten.

Die Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beant-
worte ich die Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1.	 Wie erklärt sich die Landesregierung diese hohe Anzahl 

an Lehrenden ohne Lehramt?

An beruflichen Schulen unterrichten u.a. Fachlehrer für ar-
beitstechnische Fächer. Sie absolvieren nach abgeschlos-
sener einschlägiger Berufsausbildung und bestandener 
Meisterprüfung oder einer entsprechenden Fachschulaus
bildung einen zweijährigen pädagogischen Vorbereitungs
dienst, vergleichbar einem Referendariat, und legen da-
nach eine entsprechende pädagogische Prüfung ab. Sie er-
werben damit eine Lehrbefähigung, jedoch kein Lehramt 
und werden somit statistisch als Lehrkräfte ohne Lehramt 
geführt.

Darüber hinaus gibt es an beruflichen Schulen Fachrich
tungen und Berufe, die so spezialisiert sind, dass es dafür 
kein einschlägiges Lehramtsstudium und damit keine aus-
gebildeten Berufsschullehrer gibt. Dies gilt z.B. für Spe
zialgebiete der Technik, die an Fachschulen unterrich-
tet werden müssen und für die man stundenweise neben-
berufliche Lehraufträge in geringem Stundenumfang an 
Ingenieure oder Naturwissenschaftler vergibt. Aber auch 
in anderen Bereichen, so den dual ausgebildeten Gesund
heitsberufen, werden z.B. Ärzte im Lehrauftrag beschäf-
tigt, ebenso Rechtsanwälte in der entsprechenden Gehil
fenausbildung.

Frage 2.	 Welche Abschlüsse haben die Personen, die in der 

Statistik unter „ohne Lehramt/sonstigem Abschluss“ geführt werden 

genau?

Die statistische Anzahl der Lehrenden ohne Lehramt ist 
eine Stichtagsabfrage. Zum Stichtag 1. Juli 2012 waren 
an beruflichen Schulen 1.459 Lehrende ohne Lehramt be-
schäftigt, davon drei Erzieherinnen und Erzieher und 25 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen.

Den übrigen Lehrkräften, die kein Lehramt besitzen, wird 
bei der Eingabe in SAP eine Unterrichtserlaubnis für den 
jeweiligen Schultyp (z.B.: UE Berufliche Schulen) zu-
gewiesen. Diese Zuweisung erfolgt für Studierende, für 
Lehrkräfte mit Erster Staatsprüfung, für Lehrkräfte, die 
ein Universitätsdiplom besitzen, und für Lehrkräfte mit 
weiteren Abschlüssen. Einzelne personenbezogene Quali
fikationen können, auch aus Datenschutzgründen, in SAP 
nicht gefiltert werden.

Frage 3.	 Wie beurteilt die Landesregierung die pädagogische 

Qualität der Lehrenden ohne Lehramt?

Die Beurteilung der fachlichen und pädagogischen Qua
lität der Lehrkräfte ohne Lehramt zur Erteilung einer 
Unterrichtserlaubnis erfolgt nach verschiedenen Fall
gruppen durch die Staatlichen Schulämter bzw. das Amt 
für Lehrerbildung:

1.	 Das Amt für Lehrerbildung und die Staatlichen 
Schulämter können eine Unterrichtserlaubnis erteilen für 
Bewerberinnen und Bewerber, die die Eignung für ei-
nen Unterrichtseinsatz in einzelnen Fächern durch den 
Nachweis ihrer fachlichen Qualifikation, insbesonde-
re durch die Teilnahme an besonderen Fort- und Weiter
bildungsveranstaltungen oder durch Überprüfung ihrer 
unterrichtlichen Fähigkeiten in Hessen erbracht haben 
(§ 1 Absatz 5 und § 4 Absatz 3 Nr. 2 der Verordnung zur 
Durchführung des Hessischen Lehrerbildungsgesetzes - 
HLbGDV).	

2.	 Die Staatlichen Schulämter können eine Unter
richtserlaubnis erteilen für Bewerberinnen und Bewerber, 
die gegen Stundenvergütung oder im Angestelltenver
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hältnis beschäftigt werden sollen und eine Erste Staats
prüfung für ein Lehramt oder beide Staatsprüfungen für 
ein Lehramt in anderen Bundesländern abgelegt haben, 
sofern diese Prüfungen den in Hessen vorgeschriebenen 
gleichwertig sind und die Beschäftigung in der Schulform 
erfolgt, für die die Prüfung abgelegt wurde (§ 4 Absatz 3 
Nr. 1 HLbGDV).	

3.	 Die Staatlichen Schulämter können eine Unter
richtserlaubnis erteilen für Bewerberinnen und Bewerber, 
die gegen Stundenvergütung oder im Angestelltenverhält
nis beschäftigt werden sollen und die Voraussetzungen der 
Nr. 1 und 2 nicht erfüllen, wenn ein unabweisbares Unter
richtsbedürfnis vorliegt und nachhaltige Bemühungen zur 
Gewinnung einer ausgebildeten Lehrkraft ohne Ergebnis 
geblieben sind (§ 4 Absatz 3 Nr. 3 HLbGDV).

Frage 4.	 Welche Möglichkeiten der Nachqualifizierung wird den 

Lehrenden ohne Lehramt von den Studienseminaren geboten?

Möglichkeiten zur Nachqualifizierung bestehen in Hessen 
für Teilnehmerinnen und Teilnehmer des „besonderen be-
rufsbegleitenden Verfahrens zum Erwerb einer einem 
Lehramt gleichgestellten Qualifikation“ (Quereinstieg - 
QuiS). Diese Bediensteten erhalten bei der Einstellung 
Nachqualifizierungsauflagen, welche sie an Hochschulen, 

Studienseminaren oder anderen Trägereinrichtungen der 
Lehrerbildung erfüllen müssen.

Frage 5.	 Welche Mittel stehen den Studienseminaren für diese 

Nachqualifizierung zur Verfügung?

Den Studienseminaren stehen für die Qualifizierung der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des „besonderen berufs-
begleitenden Verfahrens zum Erwerb einer einem Lehramt 
gleichgestellten Qualifikation“ (Quereinstieg - QuiS) pro 
Verfahrensteilnehmerin oder -teilnehmer 2,4 Arbeitszeit
stunden wöchentlich zur Verfügung.

Frage 6.	 In welchem Umfang werden den Lehrenden 

Stundenermäßigungen zur Nachqualifizierung gewährt?

Stundenermäßigungen werden in Hessen für Teilnehmer
innen und Teilnehmer des „besonderen berufsbegleitenden 
Verfahrens zum Erwerb einer einem Lehramt gleichge-
stellten Qualifikation“ (Quereinstieg - QuiS) gewährt. Den 
Schulen stehen pro Teilnehmerin oder Teilnehmer sechs 
Wochenstunden zur Verfügung, welche je nach Bedarf den 
Teilnehmenden selbst bzw. den Mentorinnen und Men
toren für Betreuungstätigkeit zugeteilt werden.

Wiesbaden, 8. August 2012		  Nicola Beer
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Vom Arbeitskampf zum Kunstgenuss  
oder: Der Kampf mit der Kunst

Klausur der GEW-Landesfachgruppe 
Berufliche Schulen am 14./15.09.2012 
in der Reinhardswaldschule in 
Fuldatal

Am Freitagmorgen reisten Kolle
ginnen und Kollegen verschiedener 
Fachrichtungen aus ganz Hessen in 
Kassel zum traditionellen jährlichen 
Fachgruppenwochenende an.

Zu Beginn wurde anhand der un-
terschiedlichen Erfahrungsberichte 
die Situation an den Schulen zum 
Schuljahresbeginn 2012/13 reflek-
tiert. Vor dem Hintergrund der Zu
weisung an die Beruflichen Schulen 
wurden die Probleme und Mängel 
der derzeitigen Lehr- und Unter
richtssituation auf das Heftigste kri-
tisiert. 

In der Diskussion um das Über­
gangssystem hat die Pressemittei
lung von IG Metall Hessen und 
Hessenmetall unter dem Titel „Ta
rifvertrag zur Integration Jugend
licher in Berufsausbildung“ für 
Zustimmung gesorgt. Geplant ist 
danach ein Modell, bei dem för-
derungsbedürftige Jugendliche  in 
sogenannten Förderbetrieben ge-
zielt qualifiziert werden sollen. 
Dazu werden kleine Klassen in 
Beruflichen Schulen von IGM und 
Hessenmetall gefordert.

Der späte Nachmittag wurde mit ei-
nem Besuch der documenta13 abge
rundet. Der Perspektivenwechsel 
von Verordnungen, Erlassen und 
landespolitisch bedingtem Mangel­
management im schulischen Alltag 
zur „Weltkunstlandschaft“ in Ausstel
lungshallen und der Karlsaue sorgte 
noch beim abendlichen gemütlichen 
Beisammensein für Gesprächsstoff. 

Wenn auch der Publikumsliebling 
von Geoffrey Farmer „Leaves of 
Grass“ aus fünfzig Jahren „Life“-
Magazin aufgrund des Besucher
andrangs nicht in Ruhe genos-
sen werden konnte, so sorgte die 
Jukebox aus den Jugendtagen der 
Kolleginnen und Kollegen mit 
Revolutionssongs aus aller Welt 
im von Susan Hiller gestalte-
ten Raum für wehmütige Erinne
rungen.

Für die verschiedenen Fachrichtun
gen gab es unterschiedliche Ausstel
lungsschwerpunkte: Wurden die 
Techniker von den Motoren in der 
documenta-Halle (Künstler Thomas 
Bayrle)  in den Bann gezogen, so 
faszinierte der er- und abschrec-
kende „Mythos der Reparatur“ im 
Fridericianum die „Gesundheitler“. 
Korbinian Aigners „Äpfel“  zeigten 
in eindrucksvoller Farbenpracht und 
Vielfalt die Absurdität  des schein-
bar Banalen – die Dokumentation 

der Vielfalt der Natur am Rande des 
Grauens der Vernichtungsmaschi
nerie des NS-Staates wirkte in sei-
ner Schlichtheit bedrückend.

Was nach einhundert Tagen docu-
menta für die Besucher in Erinne
rung bleibt, was wichtig oder loh-
nenswert ist oder nicht, kann späte-
stens auf der documenta 14 im Jahr 
2017 diskutiert werden.

Mit der Frage nach der Umsetzung 
der Ergebnisse der AG atFachleh-
rer zu den Themen Weiterqualifizie
rung, Aufstiegsmöglichkeiten und 
Pflichtstunden wurde inhaltlich der 
zweite Tag begonnen. Neben der 
Diskussion um die Umsetzung der 
Inklusion an Beruflichen Schulen 
nahm der Tagesordnungspunkt 
Selbstständige Schule- Rechtlich 
selbstständige Schule breiten Raum 
ein. Die kritische Auseinanderset
zung mit SBS und die Entwicklung 
vor dem Hintergrund von Kleinem 
und Großem Budget an den Schulen 
wird auch weiterhin eines der zen-
tralen Themen der Fachgruppe blei-
ben.

Alles in allem: eine gelungene Fach
gruppenklausur, inhaltlich wie auch 
kulturell!

Bettina Happ-Rohé
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Zur Vermeidung des Lehrens und Lernens: 
der neue Methodenwahn Prof. Andreas Gruschka, Uni Ffm

Mit der angekündigten Behandlung von Strategien zur 
Vermeidung des Lehrens und des Lernens (als einem 
der Irrwege der gegenwärtigen Reform) ist zunächst der 
Irrtum, der hier vorliegt, zu bestimmen.

Niemand – bei klarem Verstand – wird eine Verbes
serung darin erblicken, das Lernen von Schülern zu ver-
meiden. Man mag zu verhindern suchen, dass sie das Fal
sche lernen, aber Lernen selbst vermeiden, das wäre un-
sinnig. Bei Strategien zur Vermeidung des Lehrens ist das 
schon anders. Die haben nämlich einen hohen reformpä-
dagogischen Klang. Sie stehen z.B. in Verbindung mit der 
Rousseauschen Idee, die Erziehung in der Kindheit habe 
negativ zu sein, was meinte, sie solle so vonstatten gehen, 
dass das Kind Erziehung gar nicht merke, weil sie nicht 
als solche auftrete, um nicht zu sagen, auftrumpfe. Der 
pädagogische Zeigefinger ist in der Tasche zu verstecken. 
Comenius hebt ihn und verspricht mit seiner Didaktik, 
dass dank ihr die Lehrer weniger lehren und dafür die 
Schüler mehr lernen würden. In den hessischen Texten zur 
Kompetenzorientierung findet sich das in der wunderbaren 
Variation, bisher hätten die Lehrer nur gelehrt, nun aber 
würden die Schüler lernen. [...]

Meine schon Jahre anhaltende Verstörung als empirischer 
Beobachter des alltäglichen wie wohl durch Reformen ge-
kennzeichneten Unterrichts besteht nun darin, dass diese 
negative Korrelation: Je weniger Lehren, desto mehr Ler
nen, nicht aufgeht. Sie führt stattdessen dazu, dass kom-
plementär mit der Vermeidung des Lehrens auch die Ver
hinderung des Lernens sich vollzieht. Das gut Gemeinte 
schlägt also um in das schlecht  Gemachte und Wirksame.

Schuld daran ist nicht das Setzen auf die Eigentätigkeit 
des Schülers als seine Aktivierung, verantwortlich ist nicht 
schon die Abkehr von der Idee, man müsse ihm alles vor-
machen, ihn an der kurzen Leine zu den Ergebnissen füh-
ren, die man haben wolle. Vielmehr  rührt die Fatalität der 
beiderseitigen Vermeidung daraus, dass zunehmend auf 
Methoden gesetzt wird, die als solche zwar vielfältige Ak
tivierung auslösen, diese aber Leerlauf betreiben. Wahn 

wird daraus, wo man sich nicht mehr fragt, was diese Me
thodenkompetenz sowohl mit den Sachen macht, die im-
mer noch mit unterrichtet werden sollen und wie die Schü
ler auf Methoden reagieren, die ihr Lernen dynamisieren 
sollen. Die innere Logik dieser Methoden führt letztlich 
dazu, dass mit dem Vermeiden der Belehrung das Lernen 
von etwas, was nicht die Methode selbst ist, weitgehend 
ausgeschlossen bzw. überflüssig gemacht wird. [...]

Methoden fungieren nicht mehr als Mittel zum Ziele der 
Erschließung und des Verstehens von Inhalten. Es wer-
den also nicht die Methoden unterrichtet, die man spezi-
fisch benötigt, um Inhalte zu lernen. Die hier als Irrweg 
kritisierten Methoden koppeln sich von den Inhalten ab. 
Sie werden von Mitteln der Erkenntnisgewinnung zum 
Ziel des Lernens, so dass im besten Fall man nur noch sie 
selbst als Methoden erwirbt.  Gerechtfertigt wird das da-
mit, sie seien Universalmethoden, mit denen man alles be-
arbeiten kann. Das trifft auch zu. Aber die Bearbeitung 
löst sich dabei von der Erkenntnis der Sache ab. Inhalte 
dienen nur noch als Spielmaterial zur Einübung in die 
Methode.

Der Irrweg hat einen Namen: Heinz Klippert. Sein Me
thodentraining hat eine eminente Wirkung noch dort 
entfaltet, wo man gar nicht Klippert-Arbeitsbögen ein-
setzt. Auch in den fortgeschrittenen  Anregungen zum 
kompetenzorientierten Unterricht als Befolgung von Bil
dungsstandards oder in der Neuformatierung der Prü
fungsaufgaben, sei es als Präsentation, sei es als PISA-like 
Klassenarbeit findet sich dieser an Klippert anschließende  
Irrweg. [...]

Der Lehrer verschwindet als solcher, er ist nur noch 
Methodentrainer. [...] So mag engagierter Mitmachunter
richt stattfinden, aber gleichzeitig wird das Lehren und 
Lernen entsorgt. Alle sind zufrieden und keiner merkt 
mehr, dass er um das betrogen wird, was allererst Unter
richt lohnenswert machen würde.

Seneca

Carl Hilty
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Die Schulinspektion.  
Eine Woche „Wie es Euch gefällt“.

Drei Wochen bis Schuljahresende. 
Prüfungen, Zeugnisstress, Schüler
übergabe, Stundenplanung. Und an-
gekündigte Schulinspektion in der 
zweiten Woche des neuen Schuljah
res. Hysterisch sammelt die eigens 
eingesetzte „Steuerungsgruppe“ alles 
an Papier, was in der Schule so pro-
duziert wurde. Wenig systematisch, 
aber umfassend. 20 Ordner mit Papier 
entstehen. Sie sollen den Damen und 
Herren Schulinspektoren zur Vorbe
reitung der Inspektion überreicht wer-
den. Neben diesen Dokumenten ver-
langt der Chefinspektor einen elekt-
ronischen Stundenplan, der in unse-
rer Schule von der Schulgemeinde 
akzeptiert und so gewollt zentral 
überhaupt nicht existiert. Also wird 
schnell noch für Unterricht benötigte 
Arbeitskapazität in die Entwicklung 
einer Access-Datenbank geopfert. 
Was seit Jahrzehnten funktioniert 
wird unter dem „Diktat“ der Schulin
spektion einfach für drei Wochen au-
ßer Kraft gesetzt. Natürlich ist man 
mit der neu entwickelten Software 
überhaupt nicht in der Lage, den an 
der Tafel im LehrerInnenzimmer ent-
standenen Stundenplan in der kur-
zen Zeit bis zur Inspektion zu erfas-
sen. Der Chefinspektor erhält also nur 
Teilpläne aus zwei Datenbanken, be-
stimmt wird dies als großes Defizit 
einer effizient geführten Schule im 
Bericht stehen. 

Bis zu den Sommerferien werden 
täglich neue Dokumente zur Vorbe
reitung der Inspektion angefordert. 
Onlinebefragung-Tins für das Kolle
gium, Ausbildungsbetriebe und die 
Schüler werden ausgegeben. Der 
Wahnsinn des Schuljahresende läuft 
parallel zur Vorbereitung der Inspek
tion. Wen wundert es, dass die Schü
lerbefragung nur fragmentarisch läuft, 

die jungen Leute habe bestimmt Bes
seres zu tun, als Fragen zu beantwor-
ten, die sie nicht verstehen können. 
Die Befragung des Kollegiums läuft 
natürlich auch fragmentarisch: wir 
sind im Zeugnisstress, organisieren 
die letzten Prüfungen und haben ei-
gentlich wenig Zeit, Fragen zu durch-
dringen, die mit Schulwirklichkeit 
wenig zu tun haben und nur der Be
friedigung operationalisierter Frage
stellungen dienen. 

Das neue Schuljahr beginnt. Auf der 
Dienstversammlung wird über die 
Durchführung der Inspektion vor Ort 
informiert. Der fiktive Stundenplan 
steht an der Tafel und abgeschrieben 
in zwei Datenbanken. Aber wir sind 
eine berufliche Schule mit vielen Un
wägbarkeiten zu Schuljahresbeginn. 
Da die Damen und Herren Inspek
toren aber den „gesteckten“ und ab-
geschriebenen Stundenplan für ihre 
Unterrichtsbesuche und die Erfassung 
der Schulrealität nutzen wollen, ist 
für die üblichen Änderungen in den 
ersten zwei Wochen des Schuljahres 
kein Platz und keine Gelegenheit. Wir 
führen also ein Schauspiel (frei nach 
Shakespeare: Wie es Euch gefällt) auf, 

Belange unserer Klientel werden ein-
fach ignoriert. Sinnvolle Klassenbil
dungen, Aktualisierungen des Plans, 
Raumwechsel, Nachaufnahmen etc. 
finden nicht statt. Das könnte die 
Dame und die Herren Inspektoren 
stören. Realität wird ausgeblendet, 
das Schauspiel läuft.
Die zweite Woche beginnt. Mit ihr 
eine richtige Hitzewelle, 27° - 30°, 
stehende Hitze in nicht klimatisier-
ten Räumen. Dienstags erscheinen 

morgens um 08.00 Uhr die Dame und 
mehrere Herren des Inspektionsteams. 
Outfit vom Feinsten, richtige Unter
nehmensberater! Der für die Inspek
toren vorgehaltene Unterrichtsraum 
hat innerhalb von Sekunden ein eige-
nes Schloss bekommen. Wie oft muss 
in der Schule auf Mängelbeseitigung 
gewartet werden, für die Unterneh
mensberatung geht es in Sekunden! 
Da der Raum natürlich keine Klima
anlage hat (wird das auch im Bericht 
stehen?) besorgt die Schulleitung so-
fort einen Ventilator, natürlich auch 
einen Zweiten für den Interviewraum. 
Erste Pause: Vorstellung der Unter
nehmensberater. Sie platzen förmlich 
vor Energie, sind „gespannt“ auf die 
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Schule, wollen uns helfen. Wobei? 
Man stelle sich die Dame und die 
Herren im konkreten Unterricht der 
zweiten Schulwoche in neu gebilde-
ten Klassen vor. In Räumen für 16 
SchülerInnen, die mit 22 belegt sind, 
weil ja keine Gelegenheit bestand, die 
Klassen sinnvoll zu organisieren. Und 
natürlich in der täglichen Schulreali
tät ohne Ventilator. 

Sie schwärmen aus. Finden einiges 
nicht, weil der theoretische Plan eben 
nicht Realität ist. Vermutlich wird 
auch dies im Bericht stehen. Es fol-
gen Unterrichtsbesuche, Interviews 
des Verwaltungspersonals, von 
KollegInnen, von SchülerInnen. Es 
wird protokolliert, abgehakt und ein-
getragen. Alles sehr angenehm und 
moderat, aber mit Fragen, deren Sinn 
sich nicht unbedingt für die Schul
realität erschließt. Die Fragestellung 
beim Interview der „erweiterten 
Schulleitung“ scheint einzig in die 

Richtung zu gehen, Defizite im Ma
nagement der Schule, der schulin-
ternen Kommunikation und den Ab
stimmungen untereinander zu belegen. 
Ein Ergebnis der Inspektion scheint in 
den Köpfen der Unternehmensberater 
festzustehen und dies muss nun durch 
die Interviews belegt werden. 

Am Freitag verlassen die Dame und 
die Herren die Schule. Das Inspek
torendienstzimmer wird natürlich 
nicht aufgeräumt. Die überlassenen 
Akten stehen in der folgenden Woche 
in dem nun wieder für Unterrichtsre
alität nutzbaren Raum. Die eilfertig 
von der Schulleitung herbeigetrage-
nen Getränke bleiben natürlich auch 
stehen. Mit drei Wochen Verspätung 
kann endlich die Anpassung der Plä
ne an die Schulwirklichkeit erfolgen. 

Im Kollegium herrscht eine gewisse 
Ratlosigkeit, was diese Inspektion mit 
Interviews und Unterrichtsbesuchen 

als Hilfe bringen könnte. Vermutlich 
wird im Bericht stehen, dass die Schule 
nicht in der Lage ist, einen elektroni-
schen Stundenplan zu erstellen, die 
Klassenbildung nicht funktioniert und 
die verschiedenen Berufsfelder und 
Abteilungen der Schule nicht mitein-
ander kommunizieren. Eigentlich ist 
es unerheblich, was in diesem Bericht 
steht. Wenn Theoretiker, weit weg 
von eigener Unterrichtserfahrung und 
auf dem Aufsteigertrip, Wirklichkeit 
beurteilen, sollte die Wirklichkeit dies 
nicht ernst nehmen. Schade ist nur, 
dass Mittel in Unternehmensberatung 
gesteckt werden, die in der Schule 
dringend gebraucht werden. Aber was 
soll man von einer Kultusbürokratie 
erwarten, die neue Behörden schafft 
(Landeschulamt), um die eigene Kli
entel zu versorgen anstatt einzugeste-
hen, dass Bürokratie und Stellenauf
blähung keine „gute“ Schule erzeu-
gen.

Peter Eickelmann

Grundlage der Schulinspektion

In einer 98 Seiten starken Broschüre dokumentiert 
das HKM – immerhin transparent – die Grundlagen 
für Schulinspektionen. Den 7 „Qualitätsbereichen“  
Voraussetzungen und Bedingungen, Ziele und Strate
gien der Qualitätsentwicklung, Führung und Mana
gement, Professionalität, Schulkultur, Lehren und 
Lernen sowie Ergebnisse und Wirkungen wer-
den 24 „Qualitätsdimensionen“ zugeordnet. Zu 
den „Dimensionen“ formuliert das HKM über 100 

„Kriterien“. Bsp.: Zum Qualitätsbereich „Ziele und 

Strategien der Qualitätsentwicklung“ wird u.a. die 
Dimension „Schulprogramm“ gegeben, dazu u.a. das 
Kriterium „Die Schule richtet sich an einem gemein­
samen pädagogischen Selbstverständnis aus“. Da das 
HKM den Inspektor/innen fürsorglich auch ein mög-
lichst durch Ankreuzen handhabbares Instrumentarium 
liefern möchte werden dann zu guter Letzt auf 65 Seiten 

„Aufschließende Fragen und Anhaltspunkte zu den 
Kriterien der Qualitätsbereiche“ mitgeliefert. Einer qua-
lifizierten Schulinspektion steht somit nichts mehr im 
Wege! (DS)
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R e f o r m  d e s  Ü b e r g a n g s

Bouffiers Fachkräftekommission

Die Fachkräftekommission aus Experten von Wissen
schaft und Sozialpartnern hatte die Aufgabe zu untersu-
chen, wie sich die Situation an den hessischen Arbeits
märkten auf Grund des demografischen Wandels ändern 
wird und wie einem künftigen Mangel an Fachkräften ent-
gegengewirkt werden kann. Die Empfehlungen für die Be
rufsbildung: Ausbau der Berufs- und Studienorientierung 
in der SEK I, deutliche Reduzierung der Anzahl der Ju
gendlichen im Übergangsbereich, Erhöhung der faktischen 
Durchlässigkeit des Bildungssystems. Die Empfehlungen 
bleiben sehr unkonkret. Da waren die Experten schon wei-
ter, als sie im Frühjahr den Berufsbildungskonsens formu-
lierten, der von Allen außer der Landesregierung mitgetra-
gen wurde.

CDU und SPD Bund

Der Bundesfachausschuss Bildung, Forschung und In
novation der CDU hat im Juli 2012 ein Positionspapier 
Übergang Schule – Beruf beschlossen. Die CDU fordert 
eine frühzeitige und praxisnahe Berufsorientierung. Für 
schulmüde Jugendliche sollen Formate des produktiven 
Lernens - wie in Produktionsschulen - flächendeckend an-
geboten werden. Wer im Vorfeld Unterstützung benötigt, 
soll eine möglichst betriebliche Ausbildungsvorbereitung 
erhalten. Sie soll so gestaltet sein, dass man sie auf die 
Ausbildung anrechnen kann. Für Auszubildende mit grö
ßerem Unterstützungsbedarf will die CDU von weiteren 
Modellversuchen absehen und stattdessen das Modell 
der assistierten Ausbildung flächendeckend einfüh-
ren. Um Ressourcen und Angebote regional zu bündeln 
und abzustimmen, schlägt die CDU die Einrichtung von 

„Jugendserviceagenturen“ vor.  

Sie sollen an der kommunalen Verwaltungsspitze angesie-
delt sein.

Bereits im Juni hatte die SPD in einem Antrag an den 
Deutschen Bundestag ihre Forderung nach einer Ausbil
dungsgarantie erneuert. Wie auch die CDU setzt die SPD 
auf den systematischen Ausbau der persönlichen Beglei
tung und Beratung, die Verankerung der Berufsorientie
rung in den Curricula und in der Ausbildung der Lehrkräfte, 
die gezielte Ausrichtung der Einstiegsqualifizierung an 
Zielgruppen, die Stärkung der Berufseinstiegsbegleitung 
und eine Verbesserung des Übergangsmanagements. Für 
junge Alleinerziehende fordert die SPD den Ausbau der 
Teilzeitausbildung und die Verbesserung der Bedingungen 
der Kinderbetreuung.

Grüne Hessen

Wesentlich konkreter sind die Vorstellungen der Grünen 
Hessen, die deren bildungspolitischer Sprecher Mathias 
Wagner im September 2012 vorlegte.
Auch die Grünen Hessen wollen eine Ausbildungsgarantie 
und setzen in der Schule an: „Kontinuierliche Lebens- und 
Arbeitsweltorientierung in der Sekundarstufe 1 und syste
matische Begleitung der Jugendlichen von Klasse 7 bis 
zum Abschluss der Berufsausbildung oder der Studienqua
lifizierung“ ist Grundlage ihres Konzepts. Die Begleitung soll 
von Landkreisen und kreisfreien Städten organisiert werden.

Nach der Sekundarstufe I soll es dann neben den studien-
qualifizierenden Bildungsgängen nur noch die Berufsaus
bildung im dualen System, ein Ausbildungsvorbereitungs
jahr und eine betriebsnahe geförderte Berufsausbildung 
geben. Für alle Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag ist 
am Ende der Sekundarstufe I eine Beratung verbindlich. 

Während in der Vergangenheit im Wesentlichen über das 
sog. Übergangssystem geklagt wurde, gab es in letzter Zeit 
konkrete Vorschläge zur Reform des Übergangs. Die von 
MP Bouffier eingesetzte Fachkräftekommission hat ihren 
Bericht veröffentlicht. CDU und SPD äußerten sich zum The-
ma auf Bundesebene. Die Grünen Hessen haben konkrete 
Vorstellungen zur umfassenden Reform des Übergangs vor-
gelegt. IGM und Hessenmetall schlossen einen Tarifvertrag 
zur Integration Jugendlicher in Berufsausbildung ab. Die 
Bertelsmannstiftung veröffentlichte eine Studie zu den Kos-
ten einer Ausbildungsgarantie.
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Aufgrund des Ergebnisses des Beratungsgesprächs geht 
der Jugendliche in das Ausbildungsvorbereitungsjahr, in 
Produktionsschulen oder in die geförderte vollqualifizie-
rende Berufsausbildung. 

Während der geförderten Berufsausbildung wird über be-
triebliche Praktika und Kooperationsvereinbarungen mit 
Betrieben eine Überleitung in ein duales Ausbildungsver
hältnis – insbesondere nach dem 1. Ausbildungsjahr – un-
ter voller Anrechnung angestrebt. Am Ende der Ausbildung 
steht ein Abschluss in einem anerkannten Ausbildungs
beruf nach BBiG oder in besonderen Fällen nach Landes
recht. In der geförderten Berufsausbildung soll eine ange-
messene Ausbildungsvergütung bezahlt werden. Sie kann 
bei anerkannten Ausbildungsstätten in staatlicher oder freier 
Trägerschaft oder in beruflichen Schulen durchgeführt werden.

Das Ausbildungsvorbereitungsjahr kann in beruflichen 
Schulen oder bei Trägern absolviert werden. Ziel ist es, 
junge Menschen zur Aufnahme einer Ausbildung zu befä-
higen. Dabei können zusätzlich der Haupt- bzw. der Real
schulabschluss nachgeholt werden. Am Ende des Jahres 
steht der Übergang in eine duale Ausbildung, eine geför-
derte Ausbildung oder einen studienqualifizierenden Bil
dungsgang. In Einzelfällen kann die Ausbildungsvorberei
tung auch auf zwei Jahre verlängert werden.
Produktionsschulen als besondere Form des Ausbildungs
vorbereitungsjahrs werden bei anerkannten Trägern in 
kommunaler Steuerung eingerichtet bzw. gefördert. Pro
duktionsschulen können aber auch als Teil der beruflichen 
Schulen realisiert werden.

Tarifvertrag IGM-Hessenmetall

Die IG Metall hat am 15. August 2012 im Tarifbezirk 
Mitte mit dem Arbeitgeberverband Hessenmetall einen 

„Tarifvertrag zur Integration Jugendlicher in Berufsausbil
dung“ vereinbart. Jugendliche ohne Schulabschluss sollen 
eine Fördermaßnahme zwischen sechs und zwölf Monaten 
im Betrieb durchlaufen können. Bestandteile des Förder
vertrages sind die Integration in den Betriebsablauf und ei-
ne individuelle Förderung des Jugendlichen entlang eines 
gezielten Förderplans. Eine Übernahme in eine Ausbil
dung ist nicht verpflichtend aber angestrebt. Die IG Metall 
fordert das hessische Kultusministerium auf, den Tarifver
trag positiv zu begleiten und kleinere Berufsschulklassen 
zu ermöglichen, damit förderungsbedürftige Jugendliche 
gezielt qualifiziert werden können.

Studie: Kosten der Ausbildungsgarantie

Die Bertelsmann Stiftung veröffentlichte im September 

2012 eine Studie des Bildungsökonomen Klemm zu den 
Kosten einer Ausbildungsgarantie. Aus der Studie geht 
hervor, dass eine Ausbildungsgarantie den Staat jähr-
lich 1,5 Milliarden Euro kostet. Klemm errechnet in sei-
ner Studie, dass der Staat für jeden, der erst aufgrund der 
Ausbildungsgarantie eine Ausbildung erhält, etwa 11.000 
Euro zusätzlich aufwenden muss. Dem gegenüber stehen 
22.000 Euro, die der Staat gewinnt: durch höhere Einnah
men wie Lohnsteuern und Beiträge zur Arbeitslosen
versicherung ebenso wie durch sinkende Ausgaben für 
Arbeitslosengeld sowie Sozialleistungen. Die Erträge einer 
Ausbildungsgarantie sind für die Gesellschaft insgesamt 
und für jeden Einzelnen noch weit höher. Denn der Abbau 
des Fachkräftemangels steigert gleichzeitig das Wirtschafts
wachstum, die individuellen Einkommenserwartungen und 
die Möglichkeiten zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Fazit

Die Vorschläge von CDU, SPD und Grünen bestätigen 
das Zukunftsmodell der GEW Hessen, wobei die Vorstel
lungen der Grünen Hessen am konkretesten werden und 
bis auf wenige Details mit unseren Vorstellungen überein-
stimmen. Die SPD Hessen denkt in die gleiche Richtung, 
jedoch sind deren Vorstellungen noch in der internen 
Diskussion. Bei den die Landesregierung tragenden Par
teien scheut man anscheinend konkretere Aussagen. Wie 
sonst ist die Ablehnung des mit handfesten Vorgaben ver-
sehenen Berufsbildungskonsenses zu deuten?

Die Zurückhaltung bei konkreten Aussagen scheint in der 
Frage der Finanzierung begründet. Die von Klemm be-
rechneten zusätzlichen 1,5 Mrd. € pro Jahr müssen auf-
gebracht werden. Hier könnte es zu Dissensen zwischen 
GEW und Grünen Hessen kommen. Mathias Wagner er-
klärte in der Pressekonferenz, dass ihr Modell ohne zu-
sätzliche Ressourcen durch Umschichtung, Effektivierung 
und Bündelung umsetzbar sei. Eine Möglichkeit, zusätz
liche Ressourcen zu generieren, zeigt die IG Metall auf. 
Durch die Festschreibungen im Tarifvertrag werden erst-
mals auch die Unternehmen an der Finanzierung der 
Ausbildungsvorbereitung direkt beteiligt. Hier ist aber ab-
zuwarten, inwieweit und wie der Tarifvertrag umgesetzt 
wird.

Ralf Becker

Weitere Infos - Bericht der Fachkräftekommission, CDU 
Positionspapier, SPD-Antrag, Positionspapier der Grünen 
Hessen, Klemm-Studie, Tarifvertrag IGM-Hessenmetall – 
können angefordert werden: 
r.becker.gew@gmx.de
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hprll
Am 16.8. erstattete die neue Hausspitze, Kultusministerin 
Beer und Staatsekretär Lorz, dem HPRLL ihren Antritts
besuch. Der HPRLL sprach Probleme bei der Zusammen
arbeit, die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte und die ak-
tuell politischen Vorhaben an. 

Hauptthemen im Hauptpersonalrat waren die Umset
zung der Inklusion, das Schulverwaltungsorganisations
struktureformgesetz, die Haushaltsanforderungen des Mi
nisteriums an den Doppelhaushalt 2013/14 und die Situ
ation an den Studienseminaren. Im beruflichen Bereich 
standen die Stellenzuweisung für die beruflichen Schulen, 
der Erlass zur unbefristeten Einstellung von Verwaltungs
kräften für Landesaufgaben an SBS, die Lehrpläne für 
Ausbildungsregelungen für behinderte Menschen nach § 
66 BBiG und die LiV-Einstellungen zum 1.11. auf der Ta
gesordnung, außerdem die Aktivitäten des Ministeriums in 
Schulleiterdienstversammlungen zu den Vollzeitformen.

Stellenzuweisung an die beruflichen Schulen

Schon vor den Sommerferien hatte der HPRLL eine 
Nachsteuerung bei der Zuweisung für die Beruflichen  
Schulen angemahnt, die Mehrklassen aufgrund höherer 
Anmeldungen bilden müssen. (vergl. Insider 2/2012). Im 
Zuweisungserlass Stand 27.6. heißt es „Ende August / An
fang September erfolgt eine Nachsteuerung … bei Mehr
bedarf auch bei beruflichen Schulen.“ Diese ist anschei-
nend erfolgt, da den Beruflichen Schulen im neuesten Zu
weisungserlass Stand: 17.9. mehr Stellen zur Verfügung 
stehen und es nach den Ferien keine Mehrbedarfsmeldung
en von Schulen gab. Die vom HPRLL angemahnte nicht 
ausreichende Abdeckung der Stundentafel in der Berufs
fachschule und die fehlende Stunde in der FOS zur Prakti
kumsbetreuung wurden jedoch nicht zugewiesen. Von da-
her können die Schulen in der BFS die Stundentafel nach 
neuer Verordnung nicht umsetzen und in der FOS nicht die 
notwendige Praktikumsbetreuung realisieren. Eine 100%-
ige Zuweisung ist somit offensichtlich nicht realisiert.

Im letzten insider hatte ich über einen Erlass des HKM 

zur Fortführung von Klassen an beruflichen Vollzeitschu
len berichtet. In den Sommerferien gab es ein Gespräch 
zwischen der Schulleiterorganisation, AGD, und der Mi
nisterin zum Thema. Ergebnis war die Gründung einer Ar
beitsgruppe mit Vertretern der AGD. Der HPRLL hat den 
Erlass ebenfalls mit dem HKM diskutiert. Neben der for-
malen Kritik, dass der Erlass vorher nicht mit dem HPRLL 
erörtert wurde, hat der HPRLL dem Ministerium die Pro
blematik des Erlasses aufgezeigt. Das HKM gelobte Bes
serung bei der Einhaltung formaler Beteiligungsrechte 
und erklärte, dass die Inhalte des Erlasses noch nicht fest-
geschrieben seien und in der Arbeitsgruppe noch verhan-
delt werden könnten. Ergebnisse, die dann wieder mit dem 
HPRLL verhandelt werden müssen, liegen noch nicht vor. 

Erster Erfolg: Über Rundmail an alle Schulen wurde der 
Erlass zurückgezogen und auf die oben erwähnte Arbeits
gruppe verwiesen.

Berufe nach § 66 BBiG

Das Thema Inklusion kommt auch in den beruflichen 
Schulen an. Erste Zeichen sind die Lehrpläne entspre-
chend den Ausbildungsregelungen für behinderte Men
schen nach § 66 BBiG bzw. § 42m HWO. Entsprechend 
diesen Paragrafen sind für behinderte Menschen, die 
nicht in der Lage sind, trotz Unterstützungsmaßnahmen 
nach § 64 BBiG oder trotz Nachteilsausgleich nach § 65 
BBiG eine Ausbildung abzuschließen, eigene Ausbildungs
regelungen zu treffen. Dem HPRLL wurden Lehrpläne für 
Fachpraktiker Kochen, Gartenbau und Holzbearbeitung 
vorgelegt. Der HPRLL kritisierte die Lehrpläne in Bezug 
auf die Formulierungen zum betroffenen Personenkreis, 
der viel zu weit beschrieben wurde. Die Dienststelle versi-
cherte, die Anmerkungen des HPRLL zu übernehmen.

LiV-Einstellung zum 1.11.

Zum 1.11. standen für den Bereich der beruflichen 
Schulen 143 Stellen für LiV zur Verfügung. Im Hauptver
fahren lagen nur 103 Bewerbungen vor und 16 für den 
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Quereinstieg. Damit waren erst einmal 24 Plätze unbesetzt, 
die noch im Nachrückverfahren besetzt werden können. 
Erschreckend sind die Zahlen in den Mangelfächern Metall, 
Druck, ET und Informatik. In Metall gibt es vier Bewerber, 
in Druck einen, in ET einen Quereinsteiger und in Infor
matik auch nur einen.
Anfang Oktober hatten 40 Bewerber/innen abgesagt. 31 

Nachrücker/innen wurden Angebote unterbreitet. Es ist 
somit davon auszugehen, dass zum 1.11. weniger als 100 
LiV ihre Ausbildung an den Studienseminaren antreten 
werden. Alarmierende Signale für die zukünftige Versorgung 
der Beruflichen Schulen mit ausgebildeten Lehrkräften.

Aktivitäten des HKM zu Vollzeitformen

Die Vollzeitformen BFS und HBFS waren in den letzten 
Monaten Thema von mehreren Schulleiterdienstversam
mlungen in den Staatlichen Schulämtern. Dabei ging es 
nach Aussage der Fachabteilung um eine Feststellung des 
Ist-Stands in Bezug auf Anmeldezahlen in den verschie-
denen Berufsfachschulen und die möglichen Planungen 
zu den Berufsfachschulen und den Fachrichtungen. Das 
Ministerium plädierte für eine Kooperation zwischen den 
Schulen zur Festlegung von Vollzeitschulformen und Fach
richtungen, eine Abschaffung der BFS oder HBFS oder ein-
zelner Fachrichtungen sei nur für den Fall geplant, dass für 
die Jugendlichen vollwertige Alternativen vorhanden seien.

Verwaltungskraft für Landesaufgaben an SBS

Die Dienstelle legte dem HPRLL einen Erlass vor, wo-
nach es Selbständigen Schulen ermöglicht werden soll, 

anstelle einer Lehrkraft eine Verwaltungskraft für Landes
aufgaben unbefristet einzustellen. Für die Verwaltung an 
Schulen sind eigentlich Verwaltungskräfte des Schulträ
gers (Schulsekretariate) zuständig. Stellen für Verwal
tungsaufgaben des Landes existieren bisher lediglich in 
der Schulverwaltung, aber nicht an Schulen. Auch die 
sv+-Verwaltungskräfte wurden im Schulamt geführt. Die 
Verwaltungskraft soll auf eine Stelle für Lehrkräfte einge-
stellt werden, also aus der Unterrichtsversorgung entnom-
men werden.

In einer ersten Erörterung fragte der HPRLL nach der 
Begründung für eine solche Stelle, nach deren Stellen
beschreibung und nach dem Verfahren der Stellenbe
setzung. Das HKM begründete die Stellen einzig mit dem 
Wunsch der Schulleiter/innen und erklärte, dass diese für 
die Stellenbeschreibungen verantwortlich seien. Das Ver
fahren zur Stellenbesetzung sei noch nicht beschrieben. 
Die Erörterung wurde einvernehmlich vertagt und ver-
einbart, dass die Erörterung wieder aufgenommen werde, 
wenn das Ministerium eine Verfahrensbeschreibung zur 
Stellenbesetzung vorlege.

Aufgrund des Erlasses hat sich der GEW Landesvor
stand mit der Thematik befasst und nach intensiver Dis
kussion unten stehenden Beschluss gefasst. Trotz dieser 
ablehnenden Beschlusslage der GEW wird der HPRLL, 
wenn das HKM dies dennoch umsetzen will, die Diskus
sion intensiv führen, um eine möglichst hohe Rechts- und 
Verfahrenssicherheit für Schulleitungen und Personalräte 
zu erreichen.

Ralf Becker
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Initiative Inklusion 
Mehr Ausbildung und Berufsorientierung

Das Bund-Länderprogramm „Initiative 
Inklusion“ will mehr Ausbildung und 
Beschäftigung von schwerbehinderten 
Menschen erreichen.

Rund 100 Millionen Euro aus dem 
Ausgleichsfonds stehen während der 
achtjährigen Laufzeit von 2011 bis 
2018 bundesweit zur Verfügung. Das 
Programm ist Teil des Nationalen 
Aktionsplans zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention, ebenso 
des Hessischen Aktionsplanes.

Das Programm setzt u.a. folgende 
Schwerpunkte (Handlungsfelder): 

"" Förderung der beruflichen Orien
tierung für schwerbehinderte Schü
lerinnen und Schüler - Laufzeit 
2011 bis 2014 

"" Förderung von betrieblichen Aus
bildungsplätzen und der Hinfüh
rung zu Ausbildung und Beschäf
tigung - Laufzeit 2011 bis 2016 

Berufsorientierung schwerbe-
hinderter Schülerinnen und 

Schüler

In den nächsten 2 Jahren sollen 
schwerbehinderte Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf beruflich intensiv orien-
tiert werden. Zu den Kerninhalten ne-
ben einer Potenzialanalyse gehören 
insbesondere berufliche Praktika. Sie 
sollen vorrangig in Betrieben durchge
führt, begleitet und für den anschlie-
ßenden Orientierungsprozess ausge-
wertet werden. Neben den Schülerin
nen und Schülern selbst werden auch 
Erziehungsberechtigte, Lehrkräfte 
und die zuständigen Leistungsträger 
beteiligt. Mittelfristig soll so ein brei-
tes Angebot an Berufsorientierungs
maßnahmen aufgebaut werden.  
In Hessen stehen für die Erreichung 

dieser Ziele 3,4 Mill. € zur Verfügung. 
Für die Umsetzung sind die Berufs
bildungswerke (BBW) Nord- und 
Südhessen verantwortlich.

Betriebliche Ausbildung schwer-
behinderter Jugendlicher in an-
erkannten Ausbildungsberufen

In den nächsten 5 Jahren werden bun-
desweit 15 Millionen Euro zur Verfü
gung gestellt, mit dem Ziel, 1.300 
neue betriebliche Ausbildungsplätze 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu 

schaffen. In Hessen sollen über 100 
Ausbildungsplätze geschaffen werden. 
Es handelt sich um Prämiengewäh
rungen an potenzielle Ausbildungs
geber (5.000-10.000 € pro Ausbil
dungsplatz) und Strukturförderung 
im Sinne von Heranführungs- und 
Begleitungsmaßnahmen. Auch die-
ser Teil wird mit den BBW als verant-
wortlichen Maßnahmeträgern durch-
geführt.

Auszüge von der Homepage des 
Hessischen Sozialministeriums. 
Weitere Informationen können bei der 
Redaktion (r.becker.gew@gmx.de) 
anfordern.

Kommentar

Dass Berufsorientierung von Schwer­
behinderten angegangen wird, ist zu 
begrüßen. Es ist aber schon erstaun­
lich, dass dies anscheinend bisher 
nicht auf der Agenda stand. Auch die 
Förderung von Ausbildungsplätzen 
für schwerbehinderte Jugendliche ist 
prinzipiell zu befürworten. Ob aber 
Prämien zur Förderung von Ausbil­
dungsplätzen ausreichen ist fraglich. 
Was fehlt ist die Förderung von In­

klusionskompetenz in den beruflichen 
Schulen. Hier hat anscheinend das 
HKM geschlafen und es ist dringend 
geboten, dass das Ministerium und 
die berufliche Fachabteilung sich mit 
dem Thema Inklusion in der berufli­
chen Bildung befassen und die Schu­
len nicht mit der Problematik alleine 
lassen. Denn das Grundrecht auf In­
klusion, nämlich, dass Menschen mit 
und ohne Behinderung von Anfang an 
gemeinsam in allen Lebensbereichen 
selbstbestimmt leben und zusammen­
leben, gilt auch für die berufliche 
Bildung.

Ralf Becker
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Fachlehrer/innen für  
arbeitstechnische Fächer 

Nachstehende Resolution wurde gerichtet an den Hess. Landtag, 
die dort vertretenen Fraktionen, die beteiligten Ministerien, 
Gewerkschaf ten und Lehrerverbände, Schulleitungen, 
Personalräte und Koordinator/innen  beruflicher Schulen, die 
Arbeitsgemeinschaft  der Direktorinnen und Direktoren an 
beruflichen Schulen sowie den Hauptpersonalrat. Die vier 
Forderungen sind jeweils ausführlich begründet.

Die vollständige Resolution mit Begründungen kann bei der Redaktion 
angefordert werden.

Mit dieser Resolution fordert die Ar
beitsgemeinschaft „Netzwerk der Ko
ordinatorinnen und Koordinatoren für 
Fachpraxis an beruflichen Schulen in 
Mittelhessen“ den Hessischen Land
tag sowie die im Hessischen Landtag 
vertretenen Fraktionen auf, Rahmen
bedingungen für die Höhergruppie
rung und Weiterqualifizierung von 
Fachlehrerinnen und Fachlehrern für 
arbeitstechnische Fächer („FLatF“) 
sowie der Koordinatorinnen und 
Koordinatoren für Fachpraxis an be-
ruflichen Schulen zu schaffen. 

Konkret fordern wir: 

1. Allen FLatF soll die Möglichkeit 
der Aufstiegsbeförderung nach Besol
dungsgruppe A 12 über ein Aus
schreibungs- und Bewerbungsverfah
ren eröffnet werden. 

2. Die Vergütung der Koordinatorin
nen und Koordinatoren für Fachprax
is an beruflichen Schulen erfolgt nach 
Besoldungsgruppe A 13. 
3. Interessierten FLatF und Koordina
torinnen und Koordinatoren für Fach
praxis soll die Möglichkeit einer Wei
terqualifizierung mit Überleitung in 
den höheren Dienst nach einer Zusatz
ausbildung unter akzeptablen Beding
ungen (berufsbegleitendes Studium mit 
Freistellung für einen Unterrichtstag an 
der Stammschule) ermöglicht werden. 
4. Gleichstellung des Abschlusses 
in den Berufsfeldern „Gesundheit“, 

„Sozialpädagogik“ sowie „Wirtschaft 
und Verwaltung“ (z. B. Staatsexamen 
als „Medizinisch-technische Assis
tentin“ oder „Altenpfleger(in)“, „staat
liche Prüfung für Lehrer der Bürowirt
schaft , Text- oder Informationsverar
beitung“ oder mit denen anderer Be

rufsfelder (Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife analog zum Abschluss 
der Meister- oder Technikerprüfung - 
§ 63 HHG 2005). 

Resümee: 

Aufgrund der oben aufgeführten Grün
de wird deutlich, dass sich das Berufs
bild von FLatF seit den 1960er Jahren 
grundlegend gewandelt hat. Antworten 
des Hessischen Kultusministeriums 
und Vertretern der Landtagsfraktionen 
auf frühere Resolutionen ziehen sich 
immer wieder auf die Argumentation 
zurück, dass eine Höhergruppierung 
und/oder Weiterqualifizierung auf-
grund formaler laufbahn- und besol
dungsrechtlicher Vorschriften so-
wie finanzieller Gegebenheiten nicht 
möglich ist. 
Die in dieser Resolution genannten 
Gründe belegen eindeutig, die Besol
dung nach Besoldungsgruppe A 12 bzw. 
A 13 anzuheben und damit nicht ei-
ne Berufsgruppe im gehobenen Dienst 
willkürlich zu deckeln und engagierten 
FLatF eine berufliche Weiterqualifizie
rungsperspektive zu eröffnen.  

Diese Resolution wurde in einer AG-
Netzwerksitzung am 20. Juni 2012 in 
Limburg einstimmig beschlossen.
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neue 
Publikationen

Kaltes Land
Deutschland ist ein Land der Widersprüche gewor-
den. Während auf der einen Seite Wohlhabende finanzi-
ell entlastet und Banken mit Milliardenbürgschaften ge-
stützt werden, stehen ihnen auf der anderen Seite fast 
sechs Millionen Menschen gegenüber, die von gerin-
gen Hartz-VI-Leistungen leben müssen. Hinzu kommt 
eine wachsende Zahl an Geringverdienenden und pre-
kär Beschäftigten. In dem Buch „Kaltes Land. Gegen 
die Verrohung der Bundesrepublik“ schildern Betroffene 
ihren Alltag mit geringen staatlichen Leistungen, be-
richten von ihrem Kampf um Würde. Wissenschaftler 
wie der Armutsforscher Christoph Butterwege oder der 
Sozialethiker Friedhelm Hengsbach zeigen auf, wel-
ches System von Politik und Wirtschaft hinter den Hartz-
Gesetzen steckt. Außerdem geht es darum, Perspektiven 
für die Zukunft aufzuzeigen, zum Beispiel über eine 
Umverteilung von Arbeit. Das Buch ist ein Plädoyer 
für eine menschengerechte Wirtschaft. ISBN 978-
3942281249.
Heike Langenberg

Courage

Anstiftung zum Ungehorsam 
DuMont Buchverlag Köln

- Wie eine Meinung entsteht 
- Wie man durch Armut reich wird 
- Wofür Kriege gebraucht werden 
- Weshalb unsere T-Shirts zu billig sind 
- Warum Demokratie schön, aber anstren-
gend ist 

- Wie man uns mit der Wahrheit belügt

Wer die Welt verändern will, muss sie 

verstehen – Das kleine Buch zur großen Wut! 
Der Autor Matthias Altenburg erklärt seiner sechzehnjäh-
rigen Tochter Paula in fünfzig kurzen Kapiteln die Welt – 
und liefert nicht wenige Gründe, um ungehorsam zu sein, 
egal in welchem Alter.

Eine Handreichung für Schüler, Studenten, 
Auszubildende, Eltern, Lehrer, Sozialarbeiter, 
Gewerkschafter und für alle, die sich das Selberdenken 
nicht nehmen lassen.

Die drei Welterklärer

Im Plauderton erzählen der Astrophysiker Harald 
Lesch, der Pälaobiologe Friedemann Schrenk und der 
Hirnforscher Manfred Spitzer, was die Wissenschaft heu-
te weiß:

Über den Urknall, in dem das Universum seinen explosi-
ven Anfang nahm,

über den Zündfunken, der in der chemischen Suppe das 
Phänomen Leben anfachte, und

über den Blitz in den Gehirnen 
des homo sapiens, der Bewusstsein 
und Selbstbewusstsein unserer 
Gattung entflammen ließ.

Dreieinhalb Stunden dauert dieser 
witzige Dialog, in denen die 13,7 
Milliarden Entwicklungsjahre der 
bekannten Raumzeit kurzweilig zu-
sammengefasst werden.

BIG BANG, Galila-Hörbücher 3 
CD, ISBN 978-3-902533-28-9
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„ M e i n e  A u s b i ld  u n g  2 0 1 2 “ 
3. Platz beim Wettbewerb des HR
Mit stolzgeschwellter Brust nahmen 
Schüler/innen der Klasse 12BI1w der 
Landrat-Gruber-Schule (LGS) in Die
burg am 16. Mai 2012 im Funkhaus 
des HR ihren 3. Preis entgegen. Wie 
kam es dazu?

„Ausbildung? Das ist doch noch so 
weit weg!“ Aber das Thema ist wich-
tig - und wird doch immer wieder auf 
die lange Bank geschoben. Der Wett
bewerb „Meine Ausbildung - Schüler 
führen selbst Regie“ (www.meine-
ausbildung.hr-online.de) versucht das 
zu ändern, indem sich die Schüler/in-
nen über Kamera und Mikrofon dem 
Thema nähern. So eröffnen sich Expe
rimentierräume für mediale Ausdrucks
formen und sie erwerben Medienkom
petenz. Das Thema Ausbildung rückt 
dabei wie von selbst ins Zentrum und 
wird plötzlich wichtig. 

Der Hessische Rundfunk (hr) hatte 
deshalb zum vierten Mal alle hessi-
schen Schüler/innen ab der 8. Klasse 
zur Teilnahme am Videowettbewerb 

„Meine Ausbildung“ aufgefordert, mit 
Preisgeldern im Gesamtwert von über 
11.000 Euro. Außerdem wurden die 
10 besten Siegerfilme im hr-Fernsehen 
ausgestrahlt. 

Schüler/innen konsumieren dadurch 
nicht nur Fernsehen, sondern sie kön-
nen selbst Regie führen: Sie treffen 
selbst die Entscheidungen über Form 
und Inhalt ihrer Botschaft. Somit er-
laubt dieses Projekt den aktiven Um
gang mit dem Medium Film zu er-

lernen sowie Inhalte aus Schülersicht 
filmisch für Zuschauer zu vermitteln. 
Neben der Stärkung der Medienkom
petenz Jugendlicher an hessischen 
Schulen fördert die gemeinsame 
Filmarbeit so wichtige Kompetenzen 
wie Teamfähigkeit, Kommunikati
onsfähigkeit und Kreativität.
Die Bandbreite der Filme konnte sich 
von konkreten Berufsbildern über den 

Ablauf von Vorstellungsgesprächen bis 
hin zu Dokumentationen über die Situ
ation von Ausbildungsangeboten in der 
Region erstrecken. 

Projektablauf und Durchführung

Die Ideensuche in der Klasse 12BI1w 
(Höhere Berufsfachschule für Infor
mationsverarbeitung an der LGS) be-
gann im  November 2011. Was sollte, 
wie, wo und mit welchen Berufen fil-
misch umgesetzt werden? Gedanken 
und Ideen wurden gesammelt und 
wieder verworfen. Es wurde gemein-
sam diskutiert und Entscheidungen 
getroffen. 

Zusätzlich wurde durch das Institut 
für Medienpädagogik und Kommuni
kation – Landesfilmdienst Hessen e.V. 
(MuK) eine Einführung in die Filmar
beit angeboten, in der die Schüler/in-
nen anhand von ausgewählten Film
sequenzen filmische Gestaltungsele
mente kennen gelernt und analysiert 
haben.

Nach dem ersten Brainstorming 
traf die Klasse recht schnell die Ent

Preisträger im Gespräch mit der Moderatorin  (rechts)

„…Folge uns, weil es der richtige Weg ist und es für eine 
Ausbildung niemals zu spät ist. Blick in die Zukunft, ich sag 
es Dir, so viele Dinge warten hier…“                                                   	
Aus dem Song zum Filmbeitrag BIST DU BEREIT?
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scheidung, zunächst einen Hip-Hop 
Song zu schreiben und aufzunehmen, 
der sich inhaltlich mit dem Thema 
auseinandersetzt und die akustische 
Basis für einen Videoclip bilden soll-
te. Ziel war es, ein positives Gefühl für 
die Berufswahl, eine Art Aufbruchs
stimmung auszudrücken. Den Refrain 
besetzten die Schülerinnen und Schü
ler mit dem Titel: Bist Du bereit? 
Einzelne Textfragmente wurden per 
Mail so lange hin und hergeschickt, 
bis der Text für alle zufrieden stel-
lend war.

Als nächstes traf sich ein Teil der 
Klasse im MuK-Studio und entschied 
sich für einen Grundbeat, nach dem 
der Text dann angepasst wurde. Hier 
und da wurden ein paar Worte hinzu-
gefügt oder weggelassen. Schließlich 
wurde mit dem Einsingen der Text
passagen begonnen und die Musik 
gemeinsam mit dem Medienpädago
gen des MuK mithilfe eines Sequen
zerprogrammes produziert.

Allein im Prozess der Musikproduk
tion durchliefen die teilnehmenden 
Schüler verschiedene Phasen der 
Kompetenzerweiterung. Liedtexte 
schreiben, Treffen organisieren, sich 
darauf einlassen, vor anderen zu rap-
pen oder zu singen und dabei immer 
wieder gemeinsame Entscheidungen 
zu treffen erweitern soziale und me-
diale Kompetenzen und förderten das 
Selbstbewusstsein.

Nach der Fertigstellung des Musik
stückes einigte sich die Klasse dar-
auf, dass Schülerinnen und Schüler im 
Film in verschiedenen Berufen auftre-
ten sollten, um so die Vielfalt der Be
rufsmöglichkeiten darzustellen. Die 
Klasse kümmerte sich um Drehtermi
ne bei verschiedenen Firmen und Insti
tutionen des öffentlichen Dienstes. 

Die konkrete Filmproduktion begann 
Ende Februar. Nach einer Einführung 
in die Bildsprache und die Wirkungs

weisen von Bildern wurden dann ein-
zelne Sequenzen in der Schule und 
an den geplanten Orten zu verschie-
denen Berufsbildern gedreht. Dabei 
sind die Schülerinnen und Schüler 
in die Rolle von Auszubildenden ge-
schlüpft und konnten sich so emotio-
nal mit der Berufswelt identifizieren. 
Es wurde sich darauf geeinigt, dass 
jede/r Schüler/in vor der Kamera ei-
ne Textpassage vor dem berufsspezi
fischen Hintergrund singen, bzw. rap-
pen sollte. Dies war nicht für alle 
Schüler/innen einfach, es kostete teil-
weise große Überwindung.

Der gemeinsame Videoschnitt war rei-
ne Formsache, denn der Schnitt wurde 
beim Drehen und die dabei getroffenen 
Absprachen schon sehr gut geplant. 

Weitere Aufgaben in dieser Phase: 
Termine vereinbaren, Drehorte aus-
machen, Drehplan erstellen, Szenen 
planen, Rollen besetzen, Genehmig
ungen einholen, Equipment bestellen. 

Auf diese Weise haben die Jugend
lichen einen rund dreiminütigen Film 
zum Thema Ausbildung mit dem 
Titel: „Bist Du bereit?“ gedreht und 
dazu einen eigenen Song komponiert 
und im Studio selbst eingesungen. 
Die Schüler/innen haben dabei wert-

volle Erfahrungen gesammelt und 
wissen nun, wie ein Song entsteht, 
auf mehreren Spuren aufgenommen 
und wie ein Film produziert wird. 
Dabei haben sie gelernt, wie Bot
schaften audiovisuell vermittelt wer-
den können und wie sie dabei auch 
manipuliert werden können. Gleich
zeitig haben die Schüler/innen an 
Selbstsicherheit gewonnen. Durch 
die verschiedenen Drehorte haben sie 
die Tür zum Beruf einen Spalt aufge-
macht und Eindrücke bekommen, die 
sie bei ihrer eigenen Berufswahl un-
terstützen können.

Die feierliche Preisverleihung fand 
am 16. Mai 2012 im Frankfurter Funk
haus des HR am Dornbusch statt. Um 
die Spannung zu erhöhen wurden die 
10 besten Schulen von insgesamt 80 
teilnehmenden Schulen eingeladen, 
aber nur vier konnten einen Preis er-
halten. Als der Beitrag der LGS als 
dritter Platz vorgestellt wurde, war die 
Freude über diesen Erfolg riesengroß. 
In der Begründung der Jury wird da-
rauf hingewiesen, dass die besonde-
re Leistung darin bestand, dass nicht 
nur ein Video, sondern auch ein eige-
ner Song zum Video entworfen wurde.
Ausführliche Videos über die Preis
verleihung, die Siegerfilme und die 
Begründungen der Jury finden sich 

Preisträger mit Herrn Klee, Fa. Belmodi und OStR Th. Gleißner (rechts) (siehe auch 
www.lgs-dieburg.de/index.php?id=416)
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unter www.meine-ausbildung.hr-on-
line.de oder auf der LGS-Hompage 
www.lgs-dieburg.de unter der Rubrik 

„News“.

Diese Leistung wäre nicht mög-
lich gewesen ohne die Unterstützung 
von Peter Holnick, Medienpädagoge 
am MuK (www.muk-hessen.de), der 
durch seine engagierte Beratung und 
Mitarbeit und durch seine filmische 
Erfahrung wesentlich zum Erfolg des 
Projekts beigetragen hat. 

Die beiden beteiligten Firmen sind 
Ausbildungsbetriebe, deren Auszu
bildende die LGS besuchen. Bereits 
beim ersten Kontakt waren beide Fir
men spontan bereit, die Filmarbeit zu 
unterstützen. Perspektivisch könnte 
durch ähnliche Projekte die Koope
ration mit den Ausbildungsbetrieben 
intensiviert werden. Mögliche Ideen 
wären z.B., Präsentationsvideos über 
Ausbildungsberufe oder Ausbildungs

betriebe der Region vor Ort zu erstel-
len.

Die LGS hat für ihre medienpädago-
gische Projektarbeit bereits mehre-
re Medienpreise erhalten. So konnte 
die Klasse 10 MB (Metallbauer) einen 
der begehrten Kreativpreise der Be
rufsgenossenschaft Holz und Metall 
gewinnen. Um das Wettbewerbsthema 

„Arbeitssicherheit“ kreativ umzusetzen, 
entschieden sich die Schüler der 10 
MB, ein Video mit typischen Arbeits- 
und Gefahrensituationen zu drehen.

Die Klasse 11HBS2 der Höheren Be
rufsfachschule für Sozialpädagogik 
an der LGS gewann den 3. Platz bei 
einem Radiowettbewerb von Radio 
FFH für einen Beitrag zum Thema 

„Cybermobbing“, der im Rahmen des 
Medienunterrichts entstand.

Auch die beiden Schulfilme über die 
LGS wurden in Eigenregie erstellt 

und können auf der Homepage unter 
www.lgs-dieburg.de/index.php?id=176 
angesehen werden.

Mit der verstärken Medienarbeit im 
Unterricht ist auch die Medienaus
stattung der Schule kontinuierlich er-
weitert und verbessert worden. Mit 
den Preisgeldern und aus weiteren 
Fördermitteln konnten hochwertige 
Filmkameras, entsprechendes Equip
ment sowie neueste Videoschnittsoft
ware angeschafft werden. Diese Aus
stattung und das vorhandene Know-
how an der LGS bieten eine wesent-
liche Basis für die erwähnten Erfolge. 
Damit kann sich die LGS auch zu-
künftig im Bereich der pädagogi-
schen Medienarbeit weiter profilieren 
und so einen maßgeblichen Beitrag 
zur unterrichtlichen Vermittlung von 
Medienkompetenz leisten. 

OStR Th. Gleißner
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Die Welt in die Berufswelt bringen –
Globales Lernen in der beruflichen Bildung 

Die globale Vernetzung unserer Welt wird auch in den 
Ausbildungsberufen immer stärker spürbar. Betriebe verla-
gern ihre Fertigungsstätten in sogenannte Billiglohnländer.  
ArbeitnehmerInnenrechte werden mit dem Argument der 
Konkurrenzfähigkeit beschnitten. Schwankungen des 
Weltmarktpreises für Erdöl beeinflussen den nationalen 
Einzelhandel. Beinahe jeder Lebens- und Arbeitsbereich 
ist mit globalen Prozessen verschränkt. Sowohl im Betrieb 
als auch im Privatleben treffen Auszubildende bewusste 
oder unbewusste Entscheidungen, die weltweite Auswir
kungen haben. Im Umkehrschluss wird die Lebens- und 
Arbeitswelt junger Menschen in Deutschland ebenfalls 
von globalen Entwicklungen beeinflusst. Dadurch gewin-
nen globale Themen auch für die Unterrichtsgestaltung an 
Bedeutung.

Globales Lernen – Pädagogisches Konzept

Globales Lernen ist ein pädagogi­
sches Konzept, das darauf basiert, 
Themen der Globalisierung in Be­
zug zur eigenen Lebenswelt zu set­
zen. Dabei soll das systemische, 
ganzheitliche Denken und Handeln 
gefördert werden. Die Auswirkung­
en von Globalisierungsprozessen 
werden somit nicht nur punktuell 
für einen Ort, sondern global reflek­
tiert. Das langfristige Ziel Globalen 
Lernens ist eine zukunftsfähige, 
weil  nachhaltige Lebensweise welt­
weit. Begrifflichkeiten wie Nachhal­
tigkeit oder nachhaltige Entwick­
lung sind aus dem Bereich des 
Globalen Lernens nicht wegzuden­
ken. Ausgangspunkt der Debatte 
ist die Endlichkeit der natürlichen 
Ressourcen sowie die Grenzen der 
Belastbarkeit der Erde, verbunden 

mit der (In)Frage(Stellung) (nach) der Zukunftsfähigkeit 
unseres (westlichen) Lebensstils. Konzeptionell wird Glo­
bales Lernen oder Bildung für nachhaltige Entwicklung 
in einem Dreiecksverhältnis aus Ökonomie, Ökologie 
und Sozialem verortet, wobei die Politik häufig als vierte 
Dimension hinzugefügt wird.1

Wie mit den ständig neu entstehenden bzw. sich verän­
dernden Herausforderungen der Globalisierung umgegan­
gen werden soll, ist eine grundlegende Frage Globalen 
Lernens, für die es jedoch nicht nur eine „richtige Antwort“ 
geben kann. Vielmehr ist die gemeinsame Suche nach 
Handlungsoptionen ein Schlüsselmoment. Wichtig ist die 
thematische und emotionale Anknüpfung an die Lebens­
welten der Schülerinnen und Schüler, um auch alltägliche 
Handlungspraxen in die Diskussion und Reflexion einbe­
ziehen zu können. Denn im Globalen Lernen geht es dar­
um, den Erwerb von Kompetenzen zu unterstützen, die 

Dieses Kompetenzmodell (Bildquelle Welthaus Bielefeld) folgt weitgehend der Aufstellung, wie sie im „Orientie-
rungsrahmen globale Entwicklung“ der Kultusministerkonfernez formuliert wurde.3 

In ihrem Artikel beschreibt Lydia Koblofski die Notwendig-
keit Globalen Lernens in der beruflichen Bildung, umreißt 
das pädagogische Konzept, skizziert Unterrichtsbeispiele 
und bietet Möglichkeiten der Unterstützung und der Zusam-
menarbeit an.
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wir brauchen, um uns in der Weltgesellschaft – heute und 
in Zukunft – zu orientieren und verantwortlich zu leben, 
so Georg Krämer in seinem Definitionsvorschlag.2 Diese 
Kompetenzen lassen sich modellhaft in einem Dreischritt 
verdeutlichen – Erkennen, Urteilen, Handeln.

Globales Lernen in Unterricht

Was kann Globales Lernen nun in der schulischen oder 
betrieblichen Unterrichtspraxis heißen? In der Einzelhan
delsbranche oder im Bereich der Textilherstellung spielen 
globale Produktionsketten eine Rolle: Wo beginnt der Weg 
einer Jeans, wer ist an der Herstellung beteiligt und unter 
welchen Bedingungen müssen diese Menschen arbeiten? 
Ferne Länder gehören für Tourismuskaufleute zum Alltags
geschäft. Doch welche Auswirkungen haben Fernreisen für 
die lokale Bevölkerung in den Zielländern und mit welchen 
Vorstellungen von der jeweils anderen Kultur reisen wir ei-
gentlich? Von Arbeitsbedingung bis Antirassismus, von Zim
merer bis Zahntechniker – in jedem Themen- und Berufs
feld finden sich globale Bezüge Inhalte Globalen Lernens 
lassen sich sowohl in die allgemein bildenden als auch in 
die berufsbildenden Fächer integrieren. Die Bildungsgrup
pe êpa des Marburger Weltladens bietet bspw. themenbe-
zogene Unterrichtseinheiten oder Projekttage zu globalen 
Waren, dem Fairen Handel und Nachhaltigkeit an. Dabei 

werden aber auch Fragestellungen aus den Bereichen Kultur, 
Stereotype, Lebenswelten und Entwicklung einbezogen.

Ein zweiter inhaltlich-methodischer Ansatz konzentriert 
sich auf die fachliche und betriebliche Ausbildung. Diese 
Herangehensweise ist darauf ausgerichtet, globale Bezüge 
direkt in den beruflichen Lernfeldern herzustellen. Das 
Entwicklungspolitische Bildungs- und Informationszen
trum (www.epizberlin.de) aus Berlin hat für verschiede-
ne Berufsfelder passende Bildungsangebote und -materia-
lien entwickelt.

Globales Lernen - Fazit

Auszubildende tragen einen wesentlichen Teil zur aktuel-
len und zukünftigen Gestaltung unserer Gesellschaft bei. 
Sie haben das Potenzial, in ihren jeweiligen Berufsfeldern 
Entscheidungen in Richtung Nachhaltigkeit zu treffen. 
Ausgehend vom Wissen über globale Auswirkungen der 
Produktion möchte Globales Lernen in der beruflichen 
Bildung Anregungen zu nachhaltigem und zukunftsfähi-
gem Handeln am eigenen Arbeitsplatz geben.

Globales Lernen – Unterstützung und 
Zusammenarbeit

Wenn Sie globale Themen stärker in Ihren Unterricht 
integrieren möchten, können Sie sich gerne mit der 
Fachpromotorin für Globales Lernen in Hessen in Verbin
dung setzen. Die Bildungsangebote sind für die Schulen 
kostenlos. Auch wenn Sie bereits im Bereich Globales 
Lernen/Bildung für nachhaltige Entwicklung enga-
giert sind, wäre die Promotorin sehr an Austausch und 
Zusammenarbeit interessiert.  

Lydia Koblofsky, Fachpromotorin für Globales Lernen
Entwicklungspolitisches Netzwerk Hessen (EPN) e.V.
www.epn-hessen.de

Anmerkungen:

1	������������������������������������������������������������������������� 	Krämer, Georg: Was ist und was will „Globales Lernen“? In: Jahrbuch Glo-
bales Lernen 2007/2008: Standortbestimmung – Praxisbeispiele – Perspektiven. 
VENRO/Welthaus Bielefeld (Hrsg.) Februar 2008.

2	 	Krämer, Georg ebda.

3	 	Homepage des Welthaus Bielefeld: http://www.welthaus.de/bildungsbereich/
globales-lernen/
Der Orientierungsrahmen wurde am 14. Juni 2007 von der Kultusministerkon-
ferenz (KMK) verabschiedet und soll nach Angaben der Projektgruppe als Be-
zugsrahmen für die Entwicklung von Lehrplänen und schulischen Curricula 
dienen.

Ein Angebot des Schul- und Bildungsprojekts êpa des Marburger Weltladens zu 
globalen Produktions- und Handelsketten von Textilien aus dem aktuellen Pro-
grammheft, zu finden unter 
http://www.marburger-weltladen.de/pages/downloads.php.
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Zum Elend des Politikunterrichts

- an beruflichen Schulen
Trotz des allseits gesellschaftlich 
akzeptierten Postulats der Erzieh
ung zur Mündigkeit befinden sich 
die Politische Bildung und vor al
lem der Politische Unterricht an den 
beruflichen Schulen in Hessen in 
einem absolut desolaten Zustand. 
Diese Situation wird in vielen 
Punkten und Akzenten deutlich.

In mehreren Schulformen der beruf
lichen Schulen gibt es überhaupt 
keinen Lehrplan für den politi-
schen Unterricht. Unglaublich, aber 
wahr: ca. 80% der 184.500 hessi-
schen Schülerinnen und Schüler so
wie Studierenden an den beruf
lichen Schulen werden in die-
sem Fach (zumeist Politik und 
Wirtschaft genannt) zurzeit ohne 
gültige Lehrpläne unterrichtet. Die 
Folge: der Politische Unterricht 
wird der Beliebigkeit preisgege-
ben, was Ziele, Inhalte, Themen und 
Fachdidaktik angeht. Die damit ver-
bundene Orientierungslosigkeit hat 
für Lehrende und Lernende glei
chermaßen gravierende Folgen. 
Indem der Unterricht in Gänze der 
Entscheidungsmöglichkeit der ein-
zelnen Lehrkräfte oder bestenfalls 
der jeweiligen Fachkonferenzen 
unterworfen wird, wird das ver-

fassungsmäßige Postulat der Ge
währleistung gleichwertiger Bil
dungschancen im Lande Hessen ne-
giert und die erforderliche wissen-
schaftliche Fundierung des jeweils 
dafür zuständigen Faches aufgege-
ben. Das Fehlen von Lehrplänen in 
einzelnen Schulformen führt des 
Weiteren dazu, dass den vielfältigen 
Möglichkeiten der Übergänge zwi-

schen aufeinander aufbauenden be-
ruflichen Bildungsgängen (z.B. von 
BVJ zu BFS zu HBFS oder FOS) 
kein entsprechender systematischer 
Aufbau und Zusammenhang einer 
Lehrplanstruktur im Politischen Un
terricht entspricht. Schlimmstenfalls 
wird ein Schüler/eine Schülerin vier-
mal mit dem Thema „Politisches 
System der BRD“ oder ähnlichen 
Themen konfrontiert.

Politischer Unterricht wird auf-
grund des an vielen beruflichen 
Schulen herrschenden Klassen
lehrerprinzips – vor allem in der 
Berufsschule (Duales System) – 
oftmals fachfremd unterrichtet 
nach dem Motto „Jeder ist doch 
Staatsbürger und kann von daher 
diesen Unterricht abdecken“.

Vielen Lehrkräften, vor allem 

in den Berufsfeldern Wirtschaft 
und Verwaltung, Gesundheit, Er
nährung und Hauswirtschaft oder 
Agrarwirtschaft,  wird mangels eines 
im Studium erworbenen allgemein 
bildenden Faches im Referendariat 
das Fach Politik und Wirtschaft zu-
gewiesen, ohne dass sie hierzu eine 
wissenschaftliche und fachdidakti-
sche Ausbildung haben.

Der Politische Unterricht wird insbe-
sondere von der Wirtschaftsseite und 
den Betrieben her immer schon arg-
wöhnisch beobachtet und nicht sel-
ten - vor allem in der Berufsschule - 
die Forderung erhoben, sich auf das 
zu beschränken, was für die Prüfung 
relevant sei. Ein politisches Han
deln, z.B. das Artikulieren von be-
rechtigten Forderungen im Betrieb 
oder ein Wehren gegen miserable 
Ausbildungsbedingungen wird ab-
gelehnt.

Seit dem Zerschlagen staatli-
cher Lehrerfortbildungsinstitute 
(HILF und HeLP) gibt es im Be
reich Politischer Bildung und vor 
allem zum Politischen Unterricht 
so gut wie keine staatlichen Fort
bildungsangebote. Zwar gilt dies 
gilt nicht nur für den Politischen 
Unterricht und die Politische Bil
dung, aber auch verstärkt für die
se, zumal alle (wenigen) Fortbil
dungsangebote freier Träger immer 
auch interessengebunden sind.

Für Berufsschullehrkräfte ist in 
der Regel ihr Berufsfeld (z.B. Me
talltechnik) Haupteinsatzort ihres 
Unterrichts und damit auch ihrer 
Aktivitäten z. B. der Unterrichtsvor- 
und nachbereitung. Politischer Un
terricht wird demgemäß von Vie
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len quasi nebenbei „miterledigt“. 
Dies wirkt sich nicht nur auf die 
Qualität des Unterrichts aus, sondern 
auch auf die Fort
bildungsaktivitäten 
für das Fach Politik 
und Wirtschaft. Fort
bildung findet im We
sentlichen im jeweili
gen Berufsfeld oder in 
übergeordneten bren-
nenden Themen wie 
Umgang mit schwie-
rigen Schülern, Burn-
Out-Vermeidung etc. 
statt. Eine systemati-
sche Auswertung von 
Fortbildungsportfolios, 
die seit mehreren 
Jahren von allen Lehrkräften geführt 
werden müssen, würde dies nach-
drücklich dokumentieren.

An den beruflichen Schulen wird 
der Unterricht in der Regel im Klas
senverband erteilt, auch in den all-
gemeinbildenden Fächern. Gerade 
in der (Teilzeit-)Berufsschule a
ber ist die Zusammensetzung der 
Auszubildenden – vor allem in den 
gewerblich-technischen Berufen 
– hinsichtlich der Vorbildung sehr 
heterogen. So können sich in ei-
ner Klasse Schülerinnen und Schü
ler mit Förderschulabschluss, mit 
Hauptschulabschluss, mit Mitt
lerem Bildungsabschluss  bis hin 
zu Schülerinnen und Schülern mit 
Fachhochschulreife oder Hoch
schulreife befinden. Eine individuelle 
Förderung bzw. die Berücksichtigung 
der aufgrund der Vorbildung mit-
gebrachten Kompetenzen und 
Vorkenntnissen ist in solchen Klassen 
so gut wie nicht  möglich.

Aktivitäten zu politischen Themen 
in Projektwochen, Projekttagen, 
Ausstellungen, Veranstaltungen, 
Teilnahmen an Wettbewerben etc. 
finden an beruflichen Schulen nur 
selten statt.

Es gibt keinerlei externe Evaluation 
über den Zustand und die Wirksam
keit Politischer Bildung und des 

Politischen Unterrichts an den be-
ruflichen Schulen, auch nicht durch 
die seit mehreren Jahren durchge-
führten Schulinspektionen.

FAZIT

All dies kennzeichnet zusammen-
genommen die Situation, dass sich 
die Politische Bildung und der Po
litische Unterricht an den beruf-
lichen Schulen in einem absolut 
desolaten Zustand befinden. Ent
sprechend gering ist auch die Wer
tigkeit und Wertschätzung, die Poli
tische Bildung und Politischer Un
terricht in den beruflichen Schu
len in Hessen bei Lehrenden und 
Lernenden gleichermaßen genie-
ßen. Entsprechend gering ist da-
mit aber auch die Wirksamkeit von 
Politischer Bildung und Politischem 
Unterricht als Beitrag zur Erziehung 
zur Mündigkeit der anvertrau-
ten Schülerinnen und Schüler so-
wie Studierenden. Erschreckend 
dabei ist vor allem, dass das hes-
sische Kultusministerium (HKM) 
diese Situation durch eigene Un
tätigkeit hinsichtlich Lehrplänen, 
Fortbildung oder Evaluierung zu ei-
nem hohen Teil selbst verursacht. 
Diese Unterlassung steht. in schar-

fem Widerspruch zu Grundgesetz, 
Hessischer Verfassung und vor 
allem auch zu den in § 2 Hess. 

Schulgesetz „Bildungs- 
und Erziehungsauftrag 
der Schule“  und § 3 

„Grundsätze für die Ver
wirklichung“ formulierten 
Zielen.

Der Verfasser wird 
mit Unterstützung von 
XENOS diese Situation 
im Einzelnen analysie
ren und auf den Prüfstand 
stellen. Daran anschlie-
ßend ist geplant, die 
Grobstruktur eines auf-
einander aufbauenden 

Curriculums zu entwickeln, das 
ein begründetes und begründba-
res Modell für den Politischen Un
terricht über alle Schulformen 
der beruflichen Schulen hinweg 
liefert. Dieses Modell wird am 6. 
und 7. Dezember in Weilburg in ei-
ner Fachtagung Expert/innen aus 
verschiedenen Feldern vorgelegt, 
wo es kritisch diskutiert und be-
wertet werden soll. Ob daran an-
schließend ein Gesamtlehrplan 
für alle Schulformen der berufli
chen Schulformen erstellt wer-
den soll kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht entschieden 
werden, wiewohl es angesichts der 
nicht nachvollziehbaren und auch 
nicht tolerierbaren Untätigkeit des 
Hessischen Kultusministeriums 
dringlich geboten wäre.

Wer Interesse daran hat, an der be-
sagten Fachtagung am 6./7. De
zember in Weilburg teilzunehmen, 
melde sich bitte unter dstaudt@t-
online.de. Die Teilnahme ist kos-
tenlos. Allerdings können max. 20 
Teilnehmende zugelassen werden.

Dieter Staudt
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Absolventen dualer Studiengänge 
„heiss begehrt“    BIBB-PM 21/2012 vom 15.05.2012

Glänzende Berufsaussichten für Ab
solventinnen und Absolventen dua-
ler Studiengänge: 

In einer Betriebsbefragung des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
(BIBB) gaben 45 % der Unternehmen 
an, alle dual Studierenden in ihrem 
Betrieb nach Abschluss des Studiums 
zu übernehmen. Weitere 27% überneh-
men rund drei Viertel der erfolgreich 
in ihrem Betrieb ausgebildeten du-
al Studierenden. Das BIBB hatte zur 
Entwicklung des Qualifikationsbedarfs 
der Unternehmen, zur Qualität du-
aler Studienangebote sowie zur 
Verwertbarkeit der dabei erworbenen 
Abschlüsse insgesamt mehr als 1.400 
Unternehmen befragt.

Die Bewertung dualer Studiengänge 
durch die Betriebe fiel dabei ext-
rem positiv aus. Rund 97 % der be-
fragten Unternehmen sind „sehr zu-
frieden“ oder „zufrieden“ mit die-
sem Instrument der Qualifizierung 
des Fachkräftenachwuchses. Rund 
zwei Drittel geben an, das duale 
Studium sei „deutlich besser“ oder 

„besser“ als das klassische Studium. 
Hervorgehoben werden insbeson-
dere die „guten Kenntnisse der be-
trieblichen Abläufe“, die „Fähigkeit 
zu selbstständigem Arbeiten“ und 
die „hohe Eigenmotivation“, die die 
dual Studierenden nach Ansicht der 

Unternehmen von ihren Mitbewer
bern unterscheiden.

Duale Studiengänge verzahnen die 
Berufsausbildung mit einem Studium 
an einer Hochschule, Fachhochschule 
oder Berufsakademie. Die Absolven
tinnen und Absolventen erwerben so 
im besten Fall zwei Abschlüsse: ei-
nen beruflichen und einen akademi-
schen. Dabei durchlaufen sie eine be-
sonders innovative, attraktive und pra-
xisnahe Studienform, die ihnen wei-
tere Vorteile bietet. Dazu gehören 
beispielsweise der direkte Theorie-
Praxis-Transfer und die Unterstützung 
durch die Arbeitgeber - häufig in 
Form einer Ausbildungsvergütung 
oder durch die Übernahme von Stu
diengebühren.

Die BIBB-Datenbank „Ausbildung 
Plus“ bietet einen bundesweit ein-
zigartigen Überblick über dua-
le Studiengänge und Ausbildungs
angebote mit Zusatzqualifikationen. 
Insbesondere das Angebot bei den du-
alen Studiengängen hat in den letzten 
Jahren enorm zugenommen. So be-
trug die Steigerungsrate im Jahr 2011 
rund 20 % nach ca. 12 % im Jahr da-
vor. Besonders deutlich gestiegen ist 
2011 die Zahl der Kooperationen von 
Unternehmen, die gemeinsam mit ei-
ner Hochschule duale Studienplätze 
anbieten (+ 46 %).

Auch im Bereich der Ausbildungs­
angebote mit Zusatzqualifikationen 
verzeichnet die BIBB-Datenbank 
ein konstant hohes Angebot und ei-
ne stetig wachsende Nachfrage der 
Auszubildenden. Auch diese Form der 
Ausbildung genießt bei den befragten 
Unternehmen eine hohe Akzeptanz. 
Sie wird vor allem zur beruflichen 
Spezialisierung der Jugendlichen 

und jungen Erwachsenen einge-
setzt. Die Betriebsbefragung er-
gab, dass Auszubildende auch mit 
Zusatzqualifikationen ihre Ar
beitsmarktchancen deutlich ver-
bessern.

Hintergrund:

„AusbildungPlus“ ist ein Projekt des 
Bundesinstituts für Berufsbildung, 
das vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) 
gefördert wird. „Herzstück“ ist 
eine Datenbank, die bundes-

weit über duale Studiengänge und 
Zusatzqualifikationen in der dua-
len Berufsausbildung informiert. 
Interessierte Jugendliche können 
die Datenbank kostenlos nach pas-
senden Angeboten durchsuchen. 
Anbieter - zum Beispiel Betriebe, 
Hochschulen, Fachhochschulen 
oder Berufsakademien - können ih-
re Ausbildungs- und Studienmög
lichkeiten hier ebenfalls kostenlos 
veröffentlichen.

Weitere Einzelheiten im BIBB-
Bericht „AusbildungPlus: 
Betriebsumfrage 2011“. Der Be
richt kann kostenlos im Internetan
gebot des BIBB unter www.ausbil-
dungplus.de heruntergeladen werden.
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Generation abgehängt –  
Junge Menschen ohne Berufsabschluss

DGB-Expertise PM 
30.08.2013

Am 1. September startete das neue 
Ausbildungsjahr und die Arbeitgeber 
reden schon wieder von einer ent-
spannten Lage auf dem Ausbildungs
markt sowie einem Bewerbermangel. 
Und gleichzeitig sind 2,2 Millionen 
Menschen im Alter von 20 bis 34 oh-
ne Berufsabschluss.

Doch was verbirgt sich hinter 
den mehr als 2 Millionen ohne 

Berufsabschluss?

Wir haben eine kleine Expertise ver-
fasst:
Trotz des demografischen Wandels 
und der vermeintlich komfortablen 
Lage auf dem Ausbildungsmarkt ist 
ein signifikantes Abschmelzen der 
Ungelerntenquote nicht erkennbar.  
Die Zahl der jungen Ausbildungslosen 
liegt seit zehn Jahren konstant hoch 
bei rund 15 Prozent. 

Ein Großteil der Ausbildungslosen 
hat eine gute Schulbildung und ver-
fügt damit über alle schulischen 
Voraussetzungen, sofort eine betrieb-
liche Ausbildung zu beginnen. Von 
den 2,2 Millionen Ausbildungslosen 
haben 1,8 Mio. einen Schulabschluss. 
Gut 800.000 davon verfügen so-
gar über eine Studienberechtigung 
(356.000) oder über einen mittle-
ren Abschluss (454.000). Immerhin 
knapp eine Million (997.000) 
hat einen Hauptschulabschluss. 
Interessant ist, dass der Anteil der 
Studienberechtigten bei den Aus
bildungslosen ähnlich hoch ist wie 
der der Menschen ohne Schulab
schluss (400.000). 

Den jungen Menschen ohne Berufs
abschluss droht ein Leben in prekären 
Verhältnissen.  

Lediglich 1,2 Millionen von diesen 
haben Arbeit. Schaffen es die jungen 
Ungelernten Arbeit zu finden, so le-
ben sie überdurchschnittlich oft in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen. 

Das Versprechen des Dresdner Bil
dungsgipfels vom Oktober 2008 
und der Europäischen Union aus der 
Lissabon-Strategie, die Quote der 
Ausbildungslosen zu halbieren, zeigt 
bislang keinerlei Wirkung. 

„Generation abgehängt“ – Was ver­
birgt sich hinter den mehr als 2,2 
Millionen jungen Menschen ohne 
Berufsabschluss? (PDF, 88 kB) 
 
DGB-Expertise zur Bildungsbiographie 
und den prekären Perspektiven der  

Ausbildungslosen

Seit mehr als einem Jahrzehnt liegt der Anteil junger Men-
schen ohne Ausbildung bei rund 15 Prozent. Trotz aller Bil-
dungsgipfel ist Deutschland bei dieser Problematik keinen 
Schritt weiter gekommen. Was steckt hinter den mehr als 2 
Millionen ohne Berufsabschluss?
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Ausbildungsabbrüche 
Vorzeitige Vertragslösung kostet im Durchschnitt rund 6.800 Euro  

BIBB-PM 35/ 2012 vom 10.10.2012

Wird ein Ausbildungsvertrag vorzei-
tig gelöst, so bedeutet dies immer auch 
einen Verlust von Ressourcen - von 
personellen, aber vor allem auch von 
finanziellen Ressourcen. Erstmals hat 
das Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) Berechnungen vorgenom-
men, mit denen die Kosten von vorzei
tigen Vertragslösungen im dualen Aus
bildungssystem beziffert werden kön-
nen. Demnach fallen für die Betriebe 
im Gesamtdurchschnitt der vom BIBB 
untersuchten Berufe und Branchen 
bis zum Zeitpunkt der Vertragslösung 
Nettokosten in Höhe von 6.826 Euro an.

Werden diese Nettokosten bis zur Ver
tragslösung auf alle Vertragslösungen 
hochgerechnet, summieren sie sich 
für alle betroffenen Betriebe auf ins-
gesamt rund 580 Millionen Euro für 
das Jahr 2007. Gesamtwirtschaftlich 
betrachtet fällt der Verlust jedoch be-
deutend geringer aus, da nach vorlie-
genden Schätzungen etwa die Hälf
te der Auszubildenden nach einer 
Vertragslösung wieder einen neuen 
Ausbildungsplatz annimmt. Zum ei-
nen profitieren in diesen Fällen die 
Auszubildenden von der bis dahin er
folgten Ausbildung, zum anderen 

kann der neue Betrieb hierauf aufbau-
en und hat daher einen insgesamt ge-
ringeren finanziellen Aufwand.

Für seine aktuellen Berechnungen 
hat das BIBB 51 Berufe aus al-
len Branchen untersucht. Bei diesen 
lag die Quote der Vertragslösungen 
bei 20,5 %. Vorzeitig beendet wur-
den die Vertragsverhältnisse im Durch
schnitt nach etwa zwölf Monaten. 
Dabei verzeichneten die betrachte-
ten Berufe im Handwerk die höchs-
te Vertragslösungsquote (rund 25 %), 
bei den Berufen im Öffentlichen 
Dienst waren es dagegen nur etwa 7 
%. In den Freien Berufen wurden die 
Verträge im Durchschnitt schon nach 
etwa zehn Monaten gelöst, in den 
landwirtschaftlichen Berufen dagegen 
nach rund 15 Monaten.

Betrachtet man die Nettokosten für 
vorzeitige Vertragslösungen nach 
Branchen, so ergeben sich deutliche 
Unterschiede. Im Öffentlichen Dienst 
sowie im Zuständigkeitsbereich In
dustrie und Handel liegen sie bei rund 
7.700 Euro, in den Freien Berufen da-
gegen bei knapp 3.200 Euro. Große 
Unterschiede treten auch bei der 
Betrachtung der jeweiligen Berufe 
zu Tage. So liegen die Nettokosten 
für Vertragslösungen bei den 
Berufen Werkzeugmechaniker/-
in, Industriemechaniker/-in, Anla
genmechaniker/-in, Chemikant/-
in sowie Drucker/-in bei je-
weils über 15.000 Euro. Bei den 
Berufen Zahnmedizinische/-r 
Fachangestellte/-r, Medizinische/-r 
Fachangestellte/-r und Friseur/-
in belaufen sich die Kosten dage-
gen nur auf rund 2.100 Euro. Am 
Ende der Skala der 51 untersuch-

ten Berufe liegt der Bäcker/die 
Bäckerin mit Nettokosten von knapp 
1.000 Euro.

Weitere Informationen in der neu
sten Ausgabe der BIBB-Fach
zeitschrift „Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis - BWP“, 
Rubrik „Berufsbildung in Zahlen“, 
Thema „Betriebliche Kosten von 
Vertragslösungen“. Download kosten-
los unter www.bibb.de/bwp/kosten-
vertragsloesung.

Anmerkung der Redaktion

Die enorm hohen Abbrüche von 
Ausbildungsverträgen haben oft was 
mit der Qualität der Ausbildung zu 
tun. Zu diesem Thema hat die DGB-
Jugend gerade eben ihren neuesten 
Ausbildungsreport 2012 veröffent­
licht. Dieser liefert einen Überblick 
darüber, in welchen Berufen junge 
Menschen eine qualitativ hochwer­
tige Ausbildung erhalten und zeigt 
auf, wo es Mängel gibt. Zwischen 
Herbst 2011 und Frühjahr 2012 wur­
den über 12.000 Auszubildende aus 
den 25 am stärksten frequentierten 
Ausbildungsberufen schriftlich be­
fragt. Die Befragten kamen aus allen 
Ausbildungsjahren und aus Betrieben 
unterschiedlichster Größe. So ergibt 
sich eine verlässliche und repräsen­
tative Studie zur Ausbildungsqualität. 
Ein besonderer Schwerpunkt im Aus­
bildungsreport 2012 ist ein genau­
erer Blick auf die Qualität der Be­
rufsschule als zweiter wichtiger 
Lernort der dualen Ausbildung. Der 
Ausbildungsreport 2012 kann bei der 
Redaktion angefordert oder unter 
www.dgb-jugend.de herunter gela­
den werden.
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Rezension 
Qualifizieren für eine global vernetzte Ökonomie

Die Globalisierung ist in eine neue 
Phase eingetreten. Immer mehr Unter
nehmen in Dienstleistungsbranchen, 
in denen digitale Informationen im 
Zentrum stehen, sehen sich in 
einem weltweiten Wettbewerb. 
Die globale Organisation von 
Dienstleistungsprozessen ver-
ändert die Anforderungen an 
professionelle Dienstleistungs
arbeit grundlegend. Sie ver-
langt neue Kompetenzen von 
Mitarbeiter/innen, die weit 
über sprachliche Kompetenz 
und kulturelle Sensibilität hi-
nausgehen. Grundlegende As
pekte von Fachlichkeit und be-
ruflicher Identität stehen auf 
dem Prüfstand. Globalisierung 
war lange Zeit eine prägende 
Entwicklung in der industriel-
len Produktion. Dienstleistung
en galten weithin als nicht glo-
balisierbar. Heute jedoch wer-
den weite Teile der Dienstleis
tungswirtschaft von Globali
sierung erfasst. Vorreiter dafür 
ist die IT-Branche. IT-Kompe
tenzen erfassen alle Bereiche 
des Wirtschaftslebens. Die 
IT-Industrie steht im Zentrum 
der Globalisierung der Dienst
leistungswirtschaft. 

War zunächst die Produktion das Ziel 
der Globalisierung (Verlagerung der 
Produktion in Niedriglohnländer), so 
steht zunehmend die „Kopfarbeit“ im 

„Informationsraum“. Für die Unter
nehmen, nicht nur der IT-Branche, ist 
die neue Form der Globalisierung mit 
gravierenden Konsequenzen verbun-
den. Sie können hinsichtlich ihrer in-
ternationalen Aktivitäten nicht mehr 
schlicht „so weitermachen wie bisher“. 
Viele Dienstleistungsunternehmen sind 
auf der Suche nach neuen Konzepten 

und entwickeln strategische Leitori
entierungen und Geschäftsmodelle 
für eine nachhaltig erfolgreiche Glo
balisierung. Zentraler Erfolgsfaktor 

für eine nachhaltige Internationali
sierung ist es, die Mitarbeiter/innen 
ins Zentrum zu stellen. Deshalb ge-
winnen Qualifizierung und Personal
entwicklung an strategischer Bedeu
tung. Qualifikationsanforderungen und 
die notwendigen Rahmenbedingungen 
für Qualifikation unterliegen im Zuge 
der neuen Phase der Globalisierung 
einem grundlegenden Wandel, auf 
den sich Unternehmen, Mitarbeiter/
innen und überbetriebliche Akteure 
wie Bildungseinrichtungen (Schulen, 

Hochschulen  und Universitäten) ein-
stellen müssen. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die 
Professionalisierung der 
Facharbeit im internationa-
len Raum auf eine Vielzahl 
neuer Anforderungen, aber 
auch neuer konzeptionel-
ler Impulse trifft, die in der 
Gesamtheit zu betrachten 
sind. Grundlegende Aspekte 
beruflicher Handlungsfäh
igkeit im Kontext einer ver-
änderten internationalen Ar
beitsteilung und neuer Qua
lifikations- und Kompetenz
standards müssen in den 
Blick genommen werden. 
Der neue Typ der Industria
lisierung zielt auf die Kopf
arbeit, die als Produkt zu-
nächst so nicht „kontrollier-
bar“ ist. Die Qualifikation 
wird sich transparent gestal-
ten und als Schlüsselkom
petenz betrachtet werden 
müssen.

Das Projekt GlobePro un-
tersucht, wie globale Ge
schäftsmodelle in der digita-
len Dienstleistungswirtschaft 
erfolgreich umgesetzt 

werden und welche Herausforde
rungen für die Qualifizierung von 
Fachkräften dadurch entstehen. Das 
Projekt entwickelt und erprobt zu-
kunftsfähige Aus- und Weiterbil
dungskonzepte und bereitet Best 
Practices für den Transfer auf.

Mehr zum Projekt unter www.glo­
bepro.de 

Wolfgang Hill
GEW-Landesfachgruppe Berufliche Schulen
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Irreguläre oder „illegale
1“ 

Einwanderung - „sans papier,  ohne Papiere, undokumentierte Zuwanderung“  
Trotz nationalstaatlicher Bemühungen, Einwanderung 
zu kontrollieren oder zu regulieren, findet Einwanderung 
auf irregulären Wegen, d. h. staatlich und juristisch sank-
tionierten Wegen statt. Nationalstaaten versuchen mittels der 
Möglichkeiten von Öffnung und Schließung nationalstaat
licher  Grenzen auf die Bedürfnisse des heimischen Arbeits
marktes  zu reagieren und damit den Zustrom von ausländi-
schen Arbeitskräften auf den Arbeitsmarkt zu kontrollieren. 

Seit dem Anwerbestopp im Jahr 1973 haben sich ne-
ben den begrenzten regulären Einreisemöglichkeiten 
nach Deutschland vielfache irreguläre „illegale“ Wege 
zur Einwanderung etabliert. Einwanderungswillige ha-
ben vielfältige Motive, die auch vor nationalstaatlichen 
Grenzen und Gesetzen keinen Halt machen. Aufgrund der 
unklaren Datenlagen wird nach dem Schätzungsprinzip 
als absolute Untergrenze von 100.000 und als Obergrenze 
von bis zu einer Million irregulär Aufhältiger ausgegangen 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2005: 9f).
 

Eine weit verbreitete Form irregulärer Migration besteht da-
rin, dass Immigranten mit einem international üblichen und 
befristeten Visum (in der Regel auf 90 Tage begrenzt) einrei-
sen (z. B. als Touristen, Besucher, Geschäftsleute) und nach 
Ablauf der gewährten Aufenthaltsfrist weiterhin im Land 
bleiben, ohne dafür erforderliche Aufenthaltsverlängerung 
beantragt bzw. erhalten zu haben.

Eine weitere Form irregulärer Migration ist die Einreise 
mit gefälschten Personaldokumenten. Auch die in 
Deutschland studierenden Ausländer zeigen mitunter gerin-

ge Bereitschaft, in ihr Heimatland zurückzukehren. Wäh
rend des langen Studienaufenthalts durchläuft der Stu
dierende einen Akkulturationsprozess, durch den sich 
Wünsche, Wertvorstellungen und Verhaltensnormen ändern 
können. Ebenso können berufliche Karrieremöglichkeiten 
und –pläne, die in Deutschland besser erreichbar zu sein 
scheinen als im Heimatland, bedeutsame Anreize für ei-
nen langfristigen Verbleib bilden.
 
Ein vergleichbares Bild zeichnet sich bei Asylbewerbern 
ab, deren Asylantrag abgelehnt wurde. Die Kategorie der 
abgelehnten Asylbewerber stellt nach Schätzung der Ex
perten einen erheblichen Teil der irregulär Aufhältigen 
in Deutschland dar. Die Nachfrage nach billigen Ar
beitskräften auf dem Bausektor und im Haushalt (z. B. 
polnische Haushaltshilfen) führt auch dazu, dass sich 
Menschen den schweren Lebensbedingungen in der Ille
galität fügen, um sich eine materielle Existenz zu verschaf-
fen. Oftmals entsteht auch eine „Pendelmigration“ wie 
bei Saisonarbeitern vornehmlich aus Osteuropa. Bei die-
sem Personenkreis handelt es sich häufig um qualifizier-
te Arbeitnehmer, die für kurze Zeit in Deutschland ei-
ner gering qualifizierten Tätigkeit nachgehen, um mit den 
Ersparnissen in der Heimat ihre Familie zu unterstützen. 

Das komplexe Phänomen der Illegalität zieht eine Reihe 
von weiteren Handlungszusammenhängen nach sich. Der 
irregulär Aufhältige unterwirft sich hierbei durch irregu
läre Einreise, irregulärem Aufenthalt und irregulärer Be
schäftigung einer Mehrfachillegalität. Das Leben in einem 
fremden Land kann für die Einwanderer zu psychosozi-
alen Konflikten, Sprachschwierigkeiten und einer damit 
verbundenen sozialen Isolation führen. Die Entscheidung 
für eine Migration bedeutet aber auch die Aufgabe der 
bisherigen Berufsrolle, die Instabilität der gewohnten 
Werte- und Bezugssysteme sowie Diskriminierungs- und 
Degradierungserfahrungen. 
 
Das Leben in der Illegalität heißt für die Menschen, ein 
Leben in der Schattenwelt zu führen, möglichst unauffäl-
lig zu bleiben und vor allem heißt es: Verzicht auf institu-
tionelle Unterstützungssysteme und Ausschluss von ele-
mentaren Menschenrechten. Wie bekommen Menschen oh-
ne gültigen Aufenthaltstitel eine Unterkunft? Was passiert 
bei Krankheit oder Unfall? Wie ergeht es Schwangeren 
und wo kann die Geburt stattfinden? Was passiert mit den 
Kindern, deren Eltern keinen gültigen Aufenthaltstitel ha-
ben? Grundsätzlich ist anzumerken, dass ein Leben in der 



	        insider  31Ausgabe Nr.: 3 – Herbst 2012 / 23. Jahrgang

Illegalität ein Leben in Misstrauen 
und Angst ist. Angst vor Aufdeckung 
der Illegalität und berechtigtes Miss
trauen gegenüber Anderen, die die 
Lebenssituation der „Rechtlosen“ 
ausnutzen könnten. Je nachdem, wel-
cher Einreiseweg gewählt wurde und 
welcher Lebenskontext besteht, stel-
len Bekannte, Verwandte und die eth-
nische Kolonie häufig die erste An
laufstelle für irregulär Aufhältige dar. 
Diese Netzwerke, die nicht selten mit 
potenziellen Arbeitgebern verwoben 
sind, bieten die Infrastruktur zur Be
wältigung des Alltags und sind somit 
die Plattform der Lebenswirklichkeit 
irregulär Aufhältiger. Im Rahmen die-
ses Netzwerks wird die Wohnsituati
on geregelt – allerdings häufig in un-
zumutbaren Wohnverhältnissen und 
zu ausbeuterischen Mietpreisen, die 
sich aufgrund der Abhängigkeitsver
hältnisse ergeben. Da die Arbeitgeber 
selbst meistens zum Netzwerk gehö-
ren, besteht häufig eine Dualität zwi-
schen Arbeiten und Wohnen und eine 
Dualität des Abhängigkeitsverhältnis
ses; d. h. irregulär Aufhältige, die uner-
laubterweise ohne gültige und Arbeits
genehmigung in der Gastronomie ar-
beiten, wohnen auch häufig ohne gül-
tigen Aufenthaltstitel im Gebäude
komplex dieser Gastronomie. 

Besonders schwierig ist die Lebens
situation von Frauen und Kindern in 
der Illegalität. Ein Unfall oder eine 
akute schwere Erkrankung mit Kran
kenhausaufenthalt bedeutet für die-
se Menschen meistens die Aufdec
kung ihres Aufenthaltsstatus und ihre 
Ausweisung, daher verzichten nicht 
wenige, trotz dramatischem Gesund
heitszustand auf medizinische Versor
gung. Eine weitere Möglichkeit, Zugang 
zu medizinischer Versorgung zu erhal-
ten, ist die Barzahlung aller entstehen-
den Unkosten. Allerdings verfügen die 
wenigsten irregulär Aufhältigen über 
entsprechende monetäre Ressourcen. 
Schwangerschaft und Geburt stellen 
diese Frauen vor kaum überwindbare 

Hürden in ihrer Schattenwelt. Daher 
sind Hausgeburten ohne medizinische 
Versorgung oder mit Unterstützung 
von Laien die Regel. Kinder, die in 
die Illegalität geboren werden, sind 
gezwungen, in der Illegalität zu ver-
bleiben, da die Angst vor Aufdeckung 
so groß ist, sodass diese Kinder noch 
nicht einmal administrativ registriert 
werden (d. h. keine Geburtsurkunde 
haben). Somit bleibt diesen Kindern 
auch jeglicher Zugang zu Bildung 
verwehrt. Kinder, die im Verlauf ih-
rer Schulbildung in die Illegalität ge-
raten (z. B. durch Ablehnung des 
laufenden Asylverfahrens) können 
bis zur Aufdeckung ihres irregulä-
ren Status in dem Schulsystem ver-
bleiben und werden wahrschein-
lich bei Klassenfahrten fehlen. Die 
Angst vor Aufdeckung ist groß, so-
dass Lehrende irregulär aufhältige 
Schülers/in kaum bewusst feststellen 
könnten. Somit versiegen für diese 
Kinder auch alle Möglichkeiten pä-
dagogischer Handlungsalternativen 
durch engagierte Lehrerinnen und 
Lehrer.

Dr. Türkan Kanbicak
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1		 Der Begriff Illegal ist stigmatisierend, da es sich 
bei dem Tatbestand einer irregulären Grenzüber-
schreitung um eine rein konstruierte, d. h. durch 
nationalstaatliche Grenzen und Gesetze geschaffe-
ne Gesetzeswidrigkeit handelt. Die Autorin hat sich 
daher für Verwendung des Begriffs irregulär ent-
schieden.
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32   insider

Leonardo da Vinci hatte es wirklich drauf: Er erfand den Hubschrauber, den Fallschirm, konnte klasse malen und gut philoso-
phieren. Über einen, der zu früh erwachte, als alle anderen noch schliefen

Voll genial             Von Arno Frank

Für Streber ist das 15. Jahrhundert eine denkbar düstere Zeit. Wer 
zu viel wissen will, landet schnell mal im Kerker – und wer wirk-
lich zu viel weiß von der Welt, endet auf dem Scheiterhaufen. Kein 
Wunder also, dass ein gewisser Leonardo (1452 bis 1519) aus dem 
toskanischen Städtchen Vinci seine epochalen Erkenntnisse aus-
schließlich seinen geheimen Notizbüchern anvertraut, und das auch 
nur in einer unleserlichen Spiegelschrift von rechts nach links.

Dabei soll er ein schlechter Schüler gewesen sein, der das Rech
nen und Lesen nur mit Mühe erlernte. Offenbar war der Zehn
jährige aber schon ein recht viel versprechender Zeichner, wes-
halb sein Vater ihn eines Tages dem berühmten Bildhauer und 
Maler Verrocchio vorstellte – der ihn unter seine Fittiche nahm. 
Gemälde und Skulpturen waren zu dieser Zeit alles andere als 
ein schöngeistiger Zeitvertreib für die Elite, sondern die popu-
lärste Kunstform, vergleichbar mit dem Kino unserer Tage. Nur 
die Malerei konnte einer Welt aus Analphabeten die großen 
Geschichten erzählen. Erst kürzlich war die Zentralperspektive 
eingeführt worden – eine Methode, Räume auch wirklich räum-
lich und die Dinge in einem bestimmten Verhältnis kleiner wer-
den zu lassen. Das war mathematische Geometrie und sah auch 
so aus, bis Leonardo kam. Er hüllt die fernen und immer fer-
neren Landschaften stufenlos in neblige Schleier und dunstige 
Unschärfen, wie sie auch dem gewöhnlichen Auge erscheinen. 
Diese Technik des „sfumato“ (italienisch: „verraucht“) ist, ne-
ben seiner generellen Meisterschaft in dieser Kunst, Leonardos 
wesentlicher Beitrag zur Geschichte der Malerei. Er macht sie 
paradoxerweise realistischer, indem er die Unschärfe einführte.

Zwar malte er, wie üblich, religiöse Motive, bezog seine Inspi
ration aber weder aus der Antike noch aus der Bibel – sondern 
aus der Natur, wie seine zahllosen Landschafts-, Wasser-, Pflan
zen-, Wolken- oder Tierskizzen belegen. Leonardo ging sogar 
so weit, sich Leichen zu beschaffen, um sie zu sezieren und zu 
zeichnen, was er da sah. Dabei ist sein eigentliches malerisches 
Werk, darunter die „Mona Lisa“ oder „Das letzte Abendmahl“, 
überraschend schmal. Unangefochten Leonardo zugeschrieben 
werden nur rund fünfzehn Gemälde. 

Ein Meister in der Kunst des Erfindens

Er ist 30 Jahre alt, als er erstmals mit seinen Fähigkeiten als 
Ingenieur an die Öffentlichkeit geht. Im Schreiben von 1482 
an den Herzog von Mailand empfiehlt er sich als „Meister 
in der Kunst des Erfindens von Kriegsgerät“ zu Lande, zu 
Wasser und in der Luft. Leonardo entwirft Kriegsschiffe und 
Tauchboote, die mit Schrauben die Rümpfe gegnerischer Schiffe 

durchbohren sollten. Er erfindet einen fahrbereiten Panzer mit 
acht Bordkanonen und, als Aufklärungsfahrzeug, den Helikopter. 
In seinen Notizbüchern finden sich sogar Pläne für einen 
Fallschirm, der erst im Jahr 2000 nachgebaut und erfolgreich 
getestet wurde. 

Doch bringt er nur sehr wenig von dem, was er einmal in 
Angriff genommen hatte, wirklich zur Vollendung. Die meisten 
Fragen interessieren ihn offenbar nur so lange, bis er sie theore-
tisch beantwortet hat. Ist ein „perpetuum mobile“ möglich? Wie 
könnte ein Taucheranzug funktionieren? Welche Form hat ein 
Wassertropfen – und warum? Was bedeuten die Gezeiten und 
woher kommt die Brandung? – Leonardo löst die Rätsel wie ne-
benbei in seinen Notizbüchern. Und wendet sich, kaum dass die 
Tinte trocken ist, wieder anderen Problemen zu.

Vermutlich leidet er unter Hyperaktivität. Er soll sehr gut aus-
gesehen haben und soll, extravagant gekleidet und wahrschein-
lich schwul gewesen sein. Wegen seiner Herkunft bleibt ihm die 
Akademie – die klassische Ausbildung – versagt, was er spöt-
tisch kommentiert: „Wer zur Quelle gehen kann, gehe nicht zum 
Wassertopf“. 

Seine eigene Gegenwart freilich ist alles andere als ruhig. In 
wechselnden Koalitionen bekriegen sich unaufhörlich die mäch-
tigen Stadtstaaten der italienischen Halbinsel, und herrscht ein-
mal Frieden, bricht auch schon die Pest aus (Leonardo entwirft 
prompt eine vernünftige Kanalisation). Und so wird er von den 
Wechselfällen der Geschichte von Wirkungsort zu Wirkungsort 
– Florenz, Mailand, Mantua, Venedig, Rom – geschleudert. Am 
Ende wird er vom jungen französischen König Franz I. nach 
Amboise eingeladen, wo er sich ein letztes Mal gigantischen 
Projekten widmet. Landschaftsplanung, Städteplanung, ein 
Kanal zwischen Loire und Saône. Der wurde dann knapp 300 
Jahre nach Leonardos Tod fertig gestellt.

Natürlich stand auch Leonardo auf den Schultern von Riesen 
wie Aristoteles, Archimedes, Vergil, Vitruv oder Brunelleschi. 
Renaissance, die Wiedergeburt der Antike: An vielen Orten in 
Italien bedurfte es buchstäblich nur weniger Spatenstiche, und 
zum Vorschein kamen Triumphbögen, Bäder, Statuen, Mosaike, 
Bibliotheken, Kanäle und Straßen einer überlegenen Zivilisation. 
Es muss für Leonardo gewesen sein, als würde sich unter sei-
nen Füßen plötzlich ein versunkenes Gebirge des Wissens erhe-
ben – und ihn sanft anheben, weg vom Mittelalter, der Moderne 
entgegen.
Gekürzt aus: fluter Nr. 43


